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Im 21. Jahrhundert wird sich weltweit eine neue industrielle Revolution vollziehen. Kern die-
ser Revolution ist ein energietechnologischer Paradigmenwechsel, weg von fossilen hin zu 
regenerativen Energietechnologien. Dieser Paradigmenwechsel stellt die Politik nicht nur vor 
eine Vielzahl neuer Probleme, sondern bietet ihr auch eine ganze Reihe von Chancen. Eine 
dieser Chancen besteht darin, festgefahrene energiepolitische Dissense aufzulösen, indem 
über die Entwicklung und Nutzung neuer Energietechnologien auch neue energiepolitische 
Konsense gesucht und erarbeitet werden. In der vorliegenden Arbeit wird untersucht, welche 
Konsenschancen sich aus einer der Schlüsseltechnologien des energietechnologischen Pa-
radigmenwechsels, und zwar der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie, ergeben. Im 
Mittelpunkt der Untersuchung stehen dabei idealtypische Konsenspfade, vielgestaltige Kon-
sensagenturen und die von diesen Agenturen erarbeiteten unterschiedlichen Konsenstypen. 
Dabei zeigt sich, dass die aus der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie erwachsen-







In the course of the 21st century, a new global ‘Industrial Revolution’ is expected to take 
place. An energy-technological paradigm shift away from fossil fuel to regenerative energy 
technologies will play a decisive role in this Revolution, bringing with it not only new problems 
for policy makers, but also new opportunities. One area which could profit greatly from this 
paradigm shift is that of energy policy, where a point of stagnation has been reached. By 
developing and implementing new energy technologies, a new consensus in energy policy 
could be achieved. This paper analyses the prospects of such a consensus by examining 
one of the key technologies in the energy technology paradigm shift: hydrogen and fuel-cell 
technology. Central to the study are the ideally typical paths of consent, multifaceted con-
sensus agencies and the various consensual types. The study reveals that the chances for 
consensus emerging from new hydrogen and fuel-cell technology are simultaneously stabile 
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Energietechnologien gehören seit eh und je zu den Lebensnerven menschlicher Gesellschaf-
ten. Und eine Veränderung oder gar ein Wechsel von Energietechnologien hat stets nachhal-
tige Auswirkungen auf die Gesellschaft und ihre Mitglieder. Dies gilt für die Steinzeitclans 
ebenso wie für uns. Und doch ist unsere Situation eine besondere. Wir erleben nämlich ge-
genwärtig nicht nur einen normalen, sondern einen großen energietechnologischen Para-
digmenwechsel. Nach dem Übergang von der Holz- zur Kohle- und von der Kohle- zur Öl- 
und Gastechnologie vollzieht sich nun der Wechsel von den fossilen zu regenerativen Ener-
giequellen (WBGU 2003: 15-16). Es handelt sich also nicht nur um den Übergang von einer 
fossilen Energiequelle zur nächsten, sondern um die Wende von fossilen zu nichtfossilen 
Energietechnologien. 
Dabei ergibt sich ein ganzes Spektrum möglicher regenerativer Technologien, angefan-
gen von der Wasser- und Gezeitenkraft über die Wind- und Solarenergie bis hin zur Geo-
thermie und Bioenergie. Kurz und mittelfristig kristallisiert sich kein Haupt- oder gar Königs-
weg des Paradigmenwechsels heraus, vielmehr spricht vieles dafür, dass sich die energie-
technologische Wende über ein ganzes Ensemble regenerativer Energietechnologien voll-
ziehen wird. Dies stellt die Politik vor eine Vielzahl neuer Probleme, bietet ihr aber auch eine 
Reihe von Chancen. Es stellt sie vor neue Probleme, weil die bisherige Energiepolitik grund-
legend und strategisch umorientiert und umgestaltet werden muss. Der Paradigmenwechsel 
bietet Chancen, weil über die Entwicklung und Nutzung neuer Energietechnologien auch 
neue energiepolitische Konsense erarbeitet werden müssen, die festgefahrene jahrzehnteal-
te Dissense hinterfragen und auflösen können. 
In der vorliegenden Arbeit wird untersucht, welche Konsenschancen sich aus einer der 
Schlüsseltechnologien des energietechnologischen Paradigmenwechsels, und zwar der 
Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie, ergeben. Der Fokus liegt dabei auf einem der 
Hauptanwendungsfelder dieser Technologie, nämlich deren Nutzung für alternative Antriebe, 
speziell im Bereich der Automobilität. Die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie und 
ihre Anwendung auf dem Gebiet der alternativen Antriebe macht das Problem neuer Kon-
senschancen besonders anschaulich deutlich, und zwar sowohl im Hinblick auf den Zusam-
menhang von fossilen und regenerativen Energietechnologien als auch in Bezug auf das 
Ensemble möglicher regenerativer Energien. Diese Technologie lässt sich nämlich in zweier-
lei Hinsicht nutzen: Zum einen, um einen grundlegenden Paradigmenwechsel in die Wege zu 
leiten und zu beschleunigen, zum anderen, um diesen Wechsel zu verzögern oder gar zeit-
weilig zu blockieren. 
Die Untersuchung dieser janusköpfigen Konsenschancen erfolgt in fünf Schritten. In ei-
nem ersten Schritt wird zunächst kurz die Ausgangssituation umrissen. Dabei werden die 
energiepolitischen Dissense (Kapitel 2), der energiepolitische Paradigmenwechsel (Kapitel 3) 
und die Spezifik der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie (Kapitel 4) skizziert. Im 
zweiten Schritt (Kapitel 5) werden Konsenspfade und Konsensagenturen beschrieben. Auf-
bauend darauf ist der vierte Schritt (Kapitel 6) darauf fokussiert, die von den verschiedenen 
Konsensagenturen entwickelten Konsenstypen näher zu betrachten. Im fünften Schritt (Kapi-
tel 7) werden die Stabilität und Fragilität der Konsense analysiert. Der sechste und letzte 
Schritt (Kapitel 8) bilanziert die Untersuchungsergebnisse und liefert Vorschläge für weitere, 
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vertiefende Analysen der aus dem energietechnologischen Paradigmenwechsel erwachsen-
den Konsenschancen und Konsens-Probleme. 
Wenn hier von Konsensen und Dissensen die Rede ist, so verstehen wir darunter in An-
lehnung an Schimank und die von ihm skizzierte konsenstheoretische Traditionslinie die 
Übereinstimmung beziehungsweise Nichtübereinstimmung von Akteuren (Schimank 1992: 
237), und zwar im Sinne eines Ergebniskonsenses oder Ergebnisdissenses (Giegel 1992: 9). 
Im Hinblick auf Konsense bedeutet dies: „Man versteht sich im Ergebnis, aber nicht in der Art 
und Weise, wie die eigene Position argumentativ gestützt wird“ (ebd.). Und: Die klassische 
Form von Ergebniskonsensen sind „Kompromisse, denen die miteinander streitenden Par-
teien jeweils aus sehr unterschiedlichen Gründen zustimmen“ (ebd.). 
Die hier zur Diskussion gestellten Überlegungen stützen sich auf eine Reihe konzeptio-
neller und empirischer Vorarbeiten, die auf die Untersuchung der Valorisierung der Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie fokussiert waren (Marz 2010; Marz/Krstacic-Galic 
2010a; Marz/Krstacic-Galic 2010b). Dabei wurde deutlich, dass der Valorisierungsprozess 
dieser Technologie neue Konsenschancen schafft, die es ermöglichen, alte energiepolitische 
Dissense zu überwinden. Dieses Möglichkeitspotenzial soll im Folgenden skizziert werden. 
2. Energiepolitische Dissense 
Die Energiepolitik gehört zu den wohl umstrittensten Politikfeldern, und zwar sowohl auf der 
globalen und kontinentalen als auch auf der nationalen und regionalen Ebene. Sehr an-
schaulich deutlich wird dies in der Europäischen Union. Die Entwicklung einer gemeinsamen 
europäischen Politik ist in den verschiedenen Politikfeldern unterschiedlich weit vorange-
schritten. Während sich beispielsweise in der Asyl- und Migrationspolitik oder im Justizwesen 
und bei der Sicherheitspolitik zunehmend Konturen einer gemeinsamen europäischen Politik 
abzeichnen (Natorski/Herranz Surrallés 2008: 74-75), steht eine gemeinsame EU-
Energiepolitik erst am Anfang (Schulenberg 2009: 18). 
Allein mit Blick auf den Stellenwert, den die Energieversorgung für die europäische Wirt-
schaft und den Binnenmarkt oder die Außen- und Klimapolitik besitzt, liegt die Notwendigkeit 
einer gemeinsamen Energiepolitik auf der Hand (Andersen 2001: 107-108). Und die Europä-
ische Kommission ist deshalb auch einer der energischsten Verfechter einer solchen ge-
meinsamen Politik und bemüht sich seit geraumer Zeit darum, dass die Nationalstaaten ihre 
energiepolitischen Kompetenzen an europäische Institutionen delegieren (Hancher 1994: 9). 
Aber genau dies erweist sich aus den unterschiedlichsten Gründen als sehr schwierig, 
denn die Interessen der EU-Mitgliedsstaaten divergieren auf diesem Gebiet erheblich (Na-
torski/Herranz Surrallés 2008: 72). Zum einen wird die Energie von den Nationalstaaten als 
wichtiges strategisches Gut ihrer Innen- und Außenpolitik angesehen (Westfal 2006: 58-59). 
Zum anderen hängen die nationalen Energiepolitiken sehr stark von den jeweiligen nationa-
len Strukturen des Energiemarktes ab und die wiederum differieren zwischen den Ländern 
sehr stark (Deák 2009). Während Länder wie Großbritannien und die Niederlande einen rela-
tiv deregulierten Energiemarkt besitzen, ist dieser Markt in Deutschland und Frankreich ver-
gleichsweise hoch reguliert (Eikeland 2008: 27). Aber nicht nur die Nationalstaaten, sondern 
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auch die Energieunternehmen selbst nehmen Einfluss auf die europäische Energiepolitik, um 
ihre Interessen mittel- und langfristig zu sichern (Geden/Fischer 2008: 60, 76-77). 
Neben den unmittelbar energiepolitischen Interessenunterschieden gibt es eine Vielzahl 
weiterer Differenzen, die gegenwärtig die Herausbildung einer gemeinsamen europäischen 
Energiepolitik erschweren und fallweise völlig unmöglich machen. Hierzu gehören zum Bei-
spiel das verfügbare Potenzial an erneuerbaren Energien, das Niveau des Elektroenergie-
verbrauchs, die Arbeitslosenquote oder die Wachstumsrate (Meyer 2007: 360). Hinzu kom-
men unterschiedliche technische Standards in den einzelnen EU-Mitgliedsländern (Ge-
den/Fischer 2008: 21). 
Diese und viele weitere über Jahrzehnte gewachsenen und verfestigten energiepoliti-
schen Differenzen erweisen sich als ausgesprochen resistent gegenüber Reformbemühun-
gen. Damit ergibt sich eine scheinbar ausweglose Situation: Auf der einen Seite ist die Ent-
wicklung einer gemeinsamen Energiepolitik zwingend notwendig. Sie gehört zu den Funda-
menten einer europäischen Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik. Auf der anderen Seite sind 
die energiepolitischen Differenzen so groß und manifest, dass entsprechende Europäisie-
rungsversuche immer wieder steckenbleiben. Eine Möglichkeit diesem Dilemma zu entrinnen 
besteht darin, neue Konsenschancen jenseits und gegenüber den alten energiepolitischen 
Strukturen zu entwickeln und zu nutzen. Solche Chancen bietet der weltweit angelaufene 
energietechnologische Paradigmenwechsel. 
3. Energietechnologischer Paradigmenwechsel 
Im 21. Jahrhundert wird sich weltweit eine neue industrielle Revolution vollziehen (BMU 
2008). Kern dieser Revolution ist ein energietechnologischer Paradigmenwechsel, weg von 
fossilen hin zu regenerativen Energietechnologien (WBGU 2003). Dieser Paradigmenwech-
sel wird durch zwei grundlegende globale Prozesse erzwungen, und zwar erstens durch die 
Entwicklung der Verfügbarkeit und der Preise von fossilen Brennstoffen, insbesondere von 
Öl, zweitens durch den Klimawandel und dessen Folgen. 
Was zunächst die Verfügbarkeit des Öls anbelangt, so lagen bis vor kurzem die Exper-
ten-Prognosen sehr weit auseinander. Während Wachstums-Analytiker davon ausgingen, 
dass sich die Ölförderung auch in den nächsten Jahrzehnten weiter steigern lässt, vertraten 
Gipfel-Analytiker die Auffassung, dass der Peak der Ölförderung bereits erreicht ist und die 
Förderquote endgültig nicht weiter erhöht werden kann, sondern nach einer Phase der Stag-
nation mit wachsender Geschwindigkeit abnehmen wird (Aigle/Krien/Marz 2007: 12). Nach-
dem einflussreiche Wachstumsanalytiker wie etwa Fatih Birol und die Internationale Ener-
gieagentur ihre bisherigen Vorhersagen in den letzten zwei Jahren korrigierten und auf die 
Positionen der Gipfel-Analytiker eingeschwenkt sind, wird die Peak-Diagnose heute kaum 
noch ernsthaft bezweifelt (Schindler/Held 2009: 47-60). 
Während die Experteneinschätzungen im Hinblick auf die Ölförderung lange Zeit erheb-
lich divergierten, konvergieren sie in Bezug auf die zu erwartende Nachfrage. Unisono gehen 
die Experten von einer weiteren Erhöhung der Nachfrage aus. Auch die gegenwärtige Krise 
wird, soweit zu sehen, lediglich als zeitweiliger Nachfrage-Einbruch und nicht als endgültiger 
Nachfrage-Rückgang angesehen. 
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Beides, die nicht mehr steigerbare und tendenziell sinkende Ölförderung einerseits und 
die wachsende Ölnachfrage andererseits, führen zu einem Anstieg oder gar zu einer Explo-
sion der Ölpreise. Reichliches und billiges Öl steht zukünftig für das weltweite Wirtschafts-
wachstum nicht mehr zur Verfügung (Schindler/Held 2009: 60). Das erfordert zwingend, das 
Wachstum von fossilen Energieträgern zu entkoppeln und alternative Energietechnologien 
zu entwickeln. 
Der zweite Prozess, der einen energietechnologischen Paradigmenwechsel erzwingt, ist 
der Klimawandel. Seit geraumer Zeit sind zwei Trends zu beobachten und unter Experten 
auch weitgehend unstrittig: Zum einen, dass seit 1861, dem Beginn systematischer meteoro-
logischer Aufzeichnungen, sowohl die global gemittelte Temperatur als auch die Temperatur 
der nördlichen Hemisphäre ansteigen. Zum anderen, dass seit Beginn der Industrialisierung, 
also seit Ende des 18. Jahrhunderts, die Konzentration von Treibhausgasen, insbesondere 
von CO2, CH4 und N2O, in der Atmosphäre zunimmt, und zwar exponentiell (UBA 2001; 
IPCC 2001: 47, 49). 
Beides, die Konzentration der drei Treibhausgase und die dadurch verursachte Erhöhung 
der Temperatur zeichnen sich seit Beginn des 20. Jahrhunderts durch ein exponentielles 
Wachstum aus. Und dieses Wachstum blieb nicht folgenlos. Experten beobachten eine Viel-
zahl von Phänomenen, die durch die Temperatur-Erhöhung verursacht wurden (UBA 2001). 
Es steht heute zweifelsfrei fest, dass die durch die Treibhausgas-Emission verursachte 
Temperatur-Erhöhung weltweit zu erheblichen Klimaveränderungen führen wird. (UBA 2001; 
IPCC 2001: 82; BMBF 2003: 48) Hinzu kommt, dass, wie der Stern-Report zeigt, die Kosten 
des Klimawandels steigen, je länger effiziente Klimaschutzmaßnahmen auf sich warten las-
sen (Stern et al. 2007: 168-308). 
Die sinkende Verfügbarkeit und die steigenden Preise fossiler Brennstoffe einerseits so-
wie der durch ihre massenhafte Nutzung hervorgerufene Klimawandel und dessen Folgen 
andererseits sind nicht nur die Ursache des energietechnologischen Paradigmenwechsel, sie 
bestimmen auch dessen Richtung: Es geht nicht nur um den Übergang von fossilen zu nicht-
fossilen, regenerativen Energiequellen, sondern zu solchen regenerativen Energiequellen, 
die insgesamt, in ihrer Erzeugung und Nutzung, eine CO2-freie Energiekette darstellen. 
Wenn beispielsweise bei bestimmten Anbau- und Nutzungsformen von Biomasse die Klima-
gase Lachgas und Methan freigesetzt werden, dann sind solche regenerativen Energieträger 
zwar nichtfossil, aber trotzdem klimaschädigend. Die Wasserstoff- und Brennstoffzellentech-
nologie kann nun bei der CO2-freien Bereitstellung regenerativer Energie eine wichtige Rolle 
spielen. 
4. Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie 
Die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie hat zwar die Potenziale regenerative 
Energie über eine CO2-freie Energiekette bereitzustellen, dies ist jedoch nicht notwendiger-
weise der Fall, und zwar in zweierlei Hinsicht: 
Zum einen suggeriert der Begriff Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie eine Art 
Verbundtechnologie, die zwar möglich, aber keinesfalls zwingend ist. Wasserstoff kann auch 
völlig ohne Brennstoffzellen genutzt werden, beispielsweise in Wasserstoffverbrennungsmo-
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toren. Ebenso können auch Brennstoffzellen ohne Wasserstoff betrieben werden, wie zum 
Beispiel die Methanol-Brennstoffzellen. Zudem unterscheiden sich beide Technologien noch 
in einer anderen Hinsicht grundsätzlich voneinander: Wasserstoff ist ein Energieträger und 
die Brennstoffzelle ein Energiewandler. Bei der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie 
handelt es sich also um die Verbindung einer Energieträger- mit einer Energiewandlertech-
nologie. Wasserstoff/Sauerstoff-Brennstoffzellen stellen somit ein breites, aber keinesfalls 
das alleinige Anwendungsfeld dieser beiden Technologien dar. 
Zum anderen sind beide Technologien nicht per se ökologisch. Da Wasserstoff nicht als 
Rohstoff vorkommt, kann er nur aus wasserstoffhaltigen Verbindungen gewonnen werden. 
Damit existiert ein breites Spektrum möglicher Herstellungsverfahren. So kann Wasserstoff 
beispielsweise aus Kohle, Erdgas, Biomasse oder Wasser erzeugt werden, woraus sich je-
weils sehr unterschiedliche Energieketten ergeben. Bei Brennstoffzellen ergibt sich ein ähnli-
ches Bild. Das Methanol und der Wasserstoff, mit dem sie betrieben werden, lassen sich 
nicht nur aus sehr verschiedenen Ausgangsmaterialien sondern auch mit sehr unterschiedli-
chen Verfahren erzeugen, woraus dann jeweils wieder völlig andere Energieketten resultie-
ren. 
Mit Blick auf den zuvor skizzierten energietechnologischen Paradigmenwechsel geht es 
nicht schlechthin um die gesellschaftliche Nutzung von Wasserstoff und Brennstoffzellen, 
sondern um die Erschließung ihrer ökologischen Potenziale, also um eine „grüne“ und nicht 
um eine „schwarze“ Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie. Ziel muss es daher sein, 
regenerative Energie mit CO2-freien Energieketten bereit zu stellen. Diese „grüne“ Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie betrifft auch und gerade einen Lebensnerv moderner 
Gesellschaften und zwar die Automobilität, die den gesamten straßengebundenen Perso-
nen- und Güterverkehr (Pkw, Busse, Lkw, etc.) umfasst. Hier müssen nicht nur sämtliche 
Antriebs- und Kraftstoffsysteme einschließlich der dazugehörigen Produktions-, Service- und 
Infrastrukturen von fossilen auf regenerative Energiequellen umgestellt werden, sondern es 
bedarf darüber hinaus völlig neuer Mobilitätskonzepte, um alternativen Antrieben zum 
Durchbruch zu verhelfen (Canzler/Knie 2009). Der energietechnologische Paradigmenwech-
sel im Bereich der Automobilität stellt nicht nur ein zentrales, sondern ein existenzielles Prob-
lem moderner Gesellschaften dar. Zum einen gehört die Automobilität seit langem zu den 
Fundamenten und Kernbereichen der Moderne (Rammler 2001; Altvater 2006) und wird 
auch in den aufstrebenden Wachstumsgesellschaften, wie etwa in China, als individuelles 
und gesellschaftliches Statussymbol der Modernität wahrgenommen (SHISD 2005). Zum 
anderen erweist sich dieser Paradigmenwechsel durch die Dominanz des fossilen Verbren-
nungsmotors gerade in diesem Bereich als besonders zäh und schwierig (Dierkes/Marz/Aigle 
2009). Bei der Revolutionierung der Energietechnologien im Bereich der Automobilität kristal-
lisieren sich gegenwärtig drei Hauptentwicklungspfade heraus, und zwar der Wasserstoff-
verbrennungsmotor, der Brennstoffzellenantrieb und der Batterie-Elektroantrieb (Aigle/ 
Krstacic-Galic/Marz/Scharnhorst 2008). Von daher spielt die „grüne“ Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie gerade in diesem Bereich eine zentrale Rolle. 
 12 
5. Konsenspfade und Konsensagenturen 
Sowohl angesichts der grundlegenden Potenziale für eine CO2-freie Bereitstellung regenera-
tiver Energien als auch in Hinblick auf die besondere Rolle, die die Wasserstoff- und Brenn-
stofftechnologie bei dem Paradigmenwechsel im Verkehrssektor spielt, kann es nicht ver-
wundern, dass diese Technologie auch in der energietechnologischen Konsensbildung einen 
erheblichen Stellenwert besitzt. Mehr noch: In gewisser Hinsicht stellt sie eine konsensuale 
Idealtechnologie dar. 
Sie kann nämlich gleichzeitig als Ziel- und als Brückentechnologie interpretiert und be-
handelt werden. Insofern sie die Potenziale besitzt, regenerative Energie über eine CO2-freie 
Energiekette bereitzustellen, handelt es sich um eine Zieltechnologie. Da aber beispielswei-
se Wasserstoff auch über verschiedene nicht CO2-freie Energieketten, im Extremfall über 
rein fossile Ketten hergestellt werden kann, stellt sie auch eine Brückentechnologie von der 
gegenwärtigen fossilen in die zukünftige nichtfossile Welt dar. In dieser Doppelfunktion von 
Ziel- und Brückentechnologie bietet sich die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie 
als ebenso ideale wie praktikable Kompromisstechnologie zwischen „schwarzer“ und „grü-
ner“ Energieerzeugung an. 
Beobachtet man energietechnologische Konsensbildungen, die sich auf die Wasserstoff- 
und Brennstoffzellentechnologie beziehen, dann kristallisieren sich dabei spezifische Kon-
senspfade und Konsensagenturen heraus. Im Folgenden werden die wichtigsten dieser Pfa-
de und Agenturen skizziert, ohne die Verbindungen und Wechselwirkungen zwischen ihnen 
näher zu analysieren. Die Frage, ob und inwieweit bestimmte Agenturtypen bestimmte Kon-
senspfade entwickeln beziehungsweise wie diese wieder rückwirkend die Konsensagenturen 
funktional, strukturell und personell prägen, kann im Rahmen dieser Arbeit nicht beantwortet 
werden und muss weiterführenden empirisch vergleichenden Untersuchungen vorbehalten 
bleiben. 
Konsenspfade 
Bei einem Vergleich der energietechnologischen Konsensbildung in den USA, der EU und in 
Deutschland, werden zunächst einige Gemeinsamkeiten erkennbar. Diese betreffen sowohl 
die energiepolitischen Grundziele als auch die allgemeine Sicht auf die Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie. Sowohl in den USA, als auch in der EU und in Deutschland 
stehen Energieversorgungssicherheit, Emissionsreduktion und Klimaschutz sowie Wirt-
schaftlichkeit ganz oben auf der energiepolitischen Agenda. Aus diesen Grundzielen ergibt 
sich auch die Bedeutung der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie, von der erwartet 
wird, dass sie einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung dieser Ziele leisten kann. Dabei 
wird die Kombination von Wasserstoff und Brennstoffzellen nicht als alleinige aber als sehr 
vielversprechende Option angesehen. 
Die Übereinstimmungen in den energiepolitischen Grundzielen und der allgemeinen Sicht 
auf die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie dürfen jedoch nicht den Blick dafür 
verstellen, dass die energietechnologische Konsensbildung auf unterschiedlichen Wegen 
erfolgt. Grob vereinfacht zeichnen sich hier zunächst zwei idealtypische Konsenspfade ab, 
ein Top-Down- und ein Bottom-Up-Weg. 
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Sehr anschaulich deutlich wird der Top-Down-Pfad bei der Konsensbildung in den USA. 
Hier wurde Anfang 2001 die „National Energy Policy Development Group“ ins Leben gerufen 
(NEPDG 2001: v, viii). Sie bestand aus hochrangigen US-Politikern, wie dem Vizepräsiden-
ten Dick Cheney und dem Außenminister Colin L. Powell (ebd.: vi), und wurde von dem da-
maligen US-Präsidenten George W. Bush beauftragt, eine langfristige Energiepolitik für die 
USA zu erarbeiten. Bereits im Mai 2001 legte die NEPDG den „National Energy Policy Re-
port“ vor (ebd: v). Dieser Bericht bildete die Basis für die Konsensbildung im Hinblick auf die 
Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie. Nur sechs Monate nach seiner Fertigstellung 
wurde in Washington das „National Hydrogen Vision Meeting“ einberufen. An diesem Mee-
ting nahmen mehr als 40 Vertreter von Energieunternehmen, Umweltorganisationen und US-
Bundes- und Länderbehörden teil. Dazu gehörten unter anderem die US-Energiebehörde, 
die Automobilhersteller Daimler, Ford und General Motors sowie die Energiekonzerne Ex-
xonMobil und BP (DOE 2001: 24). Das Ziel bestand darin, eine gemeinsame Vision für eine 
zukünftige Wasserstoffwirtschaft zu entwickeln, sowie den Zeitrahmen und die notwendigen 
Zwischenschritte für ihre Realisierung zu identifizieren (ebd.: iii). Die Ergebnisse der Diskus-
sion wurden in dem Programm „A National Vision Of America’s Transition To A Hydrogen 
Economy – To 2030 And Beyond“ (DOE 2002a) zusammengefasst, welcher die Energiebe-
hörde im Februar 2002 veröffentlichte. 
In diesem Programm stellt Wasserstoff das absolute Herzstück des zukünftigen, saube-
ren Energiesystems dar und ist im wahrsten Sinne des Wortes das alles überragende Ele-
ment. Es wird eine Welt skizziert, in der jegliche Energieerzeugung auf Basis von Wasser-
stoff geschieht. Wasserstoff soll den Transportsektor antreiben und die Elektrizitätserzeu-
gung gewährleisten (DOE 2002a: 17). Es soll das Benzin, das Gas und der Strom von Mor-
gen sein und in Brennstoffzellen, Motoren und Turbinen zur Energiegewinnung in Häusern, 
Fabriken, Fahrzeugen, Computern und Mobiltelefonen eingesetzt werden (ebd.: 17-19). Zur 
Umsetzung des Visionsprogramms versammelten sich im April 2002 die wichtigsten Vertre-
ter aus Politik und Wirtschaft zum „National Hydrogen Energy Roadmap Workshop“ (DOE 
2002b: 3). Sie identifizierten 7 Arbeitsbereiche, die für die Verwirklichung der Wasserstoff-
wirtschaft von entscheidender Bedeutung sind. Während für die Produktion (1), Distribution 
(2), Lagerung (3), Umwandlung (4) und Anwendung (5), die Notwendigkeit weiterer techni-
scher Entwicklungen und Kostensenkungen betont werden, stehen bei Bildung und Aufklä-
rung (6) die Öffentlichkeitsarbeit, und bei Codes und Standards (7), die Entwicklung von 
technischen und rechtlichen Richtlinien im Mittelpunkt der Arbeit (ebd.: 39, 40). 
Die Ergebnisse des Roadmap-Workshops fanden in der Folgezeit in verschiedenen an-
deren Programmen ihren Niederschlag, wie beispielsweise im „Hydrogen Program Plan“ 
(DOE 2003), im „Hydrogen Posture Plan“ (DOE/DOT 2006) und im „Hydrogen Coal Pro-
gram“ (DOE 2009). Dabei wird immer wieder hervorgehoben, dass Wasserstoff nicht nur aus 
unterschiedlichen Energiequellen und auf verschiedenen Wegen hergestellt werden kann, 
sondern dass dies sowohl zentral als auch dezentral geschehen kann und der so produzierte 
Wasserstoff schließlich auch anhand unterschiedlicher Technologien in Energie umgewan-
delt werden kann (DOE 2002a: 17-19). Insbesondere wird betont, dass Wasserstoff sowohl 
auf Basis von fossilen, als auch mit regenerativen oder nuklearen Energiequellen hergestellt 
werden kann (ebd.: 17). 
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Ein Grund für die hier skizzierte vergleichsweise schnelle und reibungslose Top-Down-
Konsensbildung liegt somit zweifellos darin, dass dabei die Doppelfunktion der Wasserstoff- 
und Brennstoffzellentechnologie als Ziel- und Brückentechnologie genutzt wurde, was es 
ermöglichte, ein breites Spektrum von „schwarzer“ bis hin zu „grüner“ Energieerzeugung in 
den Konsens aufzunehmen. 
Der Bottom-Up-Pfad bei der energiepolitischen Konsensbildung im Hinblick auf die Was-
serstoff- und Brennstoffzellentechnologie wird sehr deutlich in Deutschland erkennbar. Seit 
1974 werden unter Federführung des Bundeswirtschaftsministeriums und unter Mitwirkung 
anderer Ministerien kontinuierlich Energieforschungsprogramme (EFP) der Bundesregierung 
erarbeitet und fortgeschrieben. Nach dem Auftaktprogramm Energieforschung (1974-1977) 
waren dies das 1. EFP (1977-1980), das 2. EFP (1980-1990), das 3. EFP (1990-1996), das 
4. EFP (1996-2005) und das 5. EFP (2005-2010). Neben diesen Hauptprogrammen der 
Energieforschung gab es auch energietechnologische Sonderprogramme der Bundesregie-
rung, wie beispielsweise das Zukunftsinvestitionsprogramm (ZIP), das für die Jahre 2001-
2005 aufgelegt und aus den Zinsersparnissen der UMTS-Lizenzversteigerungen finanziert 
wurde. In all diesen Programmen wurde auch die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechno-
logie mit diversen Forschungs- und Demonstrationsprojekten von Anfang an gefördert. Sie 
war ein integraler Bestandteil der verschiedenen EFP’s, aber nicht der einzige und in der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre sogar nur ein marginaler (Marz 2010: 26-30) Dies änderte sich 
seit 2001 durch die Arbeit der Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Community und ihrer ver-
schiedenen Agenturen schrittweise und grundsätzlich. 
Solche Agenturen, wie die von BMW und Daimler initiierte und im Mai 1998 gegründete 
Verkehrswirtschaftliche Energiestrategie (VES), die einen „in Europa einzigartigen Zusam-
menschluss aus Vertretern des Bundes, der Automobilhersteller, Mineralölunternehmen und 
Energieversorger“ (VES 2007: 5) darstellt, sowie die sich daraus entwickelnde und im Mai 
2002 ins Leben gerufene Clean Energy Partnership (CEP), betrieben ein ganz zielgerichte-
tes Agenda-Setting. Die verschiedenen programmatischen Initiativen wurden schließlich 
2006 im NIP, im „Nationalen Innovationsprogramms Wasserstoff- und Brennstoffzellentech-
nologie“ zusammengeführt. 
Mit dem NIP ging es nicht mehr nur darum, den zukünftigen Forschungs- und Entwick-
lungsbedarf zu fixieren, monetär zu quantifizieren und in diversen Förderprogrammen zu 
platzieren, sondern darum, die Forschungsagenda in einem eigenen Programm zu formulie-
ren und diesem eine nationale Bedeutsamkeit zu verleihen, die den anderen Programmen, 
einschließlich dem Energieforschungsprogramm, nicht nur in nichts nachsteht, sondern diese 
möglichst noch übertrifft. Mit dem NIP wurde die Förderung der Wasserstoff- und Brennstoff-
zellentechnologie in den Rang einer nationalen Aufgabe erhoben und mit der Beteiligung des 
BMVBS (Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung), des BMWi (Bundes-
ministerium für Wirtschaft), des BMBF (Bundesministerium für Bildung und Forschung) und 
des BMU (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit) erhielt diese 
Bedeutungszuschreibung dann auch ein entsprechendes institutionelles Gewicht. 
In der Folgezeit wurde von der Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Community zur Umset-
zung des NIP ein „Nationaler Entwicklungsplan“ (NEP) zum „Innovationsprogramm Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie“ erarbeitet. Dieser Entwicklungsplan stellt ein Arbeits-
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programm dar, in dem das NIP in „konkrete Forschungs- und Entwicklungs- und Leuchtturm-
Projekte umgesetzt wird“ (Strategierat 2006). Dieses Programm besteht aus vier Teilentwick-
lungsplänen, nämlich den Entwicklungsplänen „Verkehr“, „Stationäre Anwendungen in der 
Hausenergieversorgung“, „Stationäre Industrieanwendungen“ sowie „Spezielle Märkte für 
Brennstoffzellen“. Jeder dieser Teilpläne ist jeweils nach dem gleichen Raster konkretisiert, 
und zwar nach „Geltungsbereich“, „Schwerpunkte des Teilplans“, „Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten“ und „Demonstrationsvorhaben“. 
Im Unterschied zur Konsensbildung in den USA wurde in Deutschland durch die Prota-
gonisten der Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Community bislang immer sehr stark die 
„grüne“ Wasserstoffproduktion favorisiert. „Schwarze“ Wasserstoffherstellung wurde demge-
genüber eher als zeitweilig notwendiges Übel, aber nicht als anzustrebendes Ziel betrachtet. 
Sowohl die Top-Down-Konsensbildung in den USA als auch die Bottom-Up-
Konsensbildung in Deutschland machen deutlich, dass sich energiepolitische Konsense nicht 
von selbst einstellen, sondern dass sie systematisch organisiert und hergestellt werden müs-
sen. Bei dieser Arbeit spielen Konsensagenturen eine zentrale Rolle, denn Konsenspfade 
werden durch Konsensagenturen entwickelt. Nicht mehr, allerdings auch nicht weniger, soll 
im Folgenden gezeigt werden. 
Konsensagenturen 
Die Aufgabe der Konsensagenturen besteht darin, einen tragfähigen Konsens in Hinblick auf 
die Entwicklung und die gesellschaftliche Nutzung der Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie herzustellen und zu stabilisieren. Dabei geht es zum einen darum, Community-
interne Konsense zwischen den Hauptakteuren dieser Technologie zu entwickeln, zum Bei-
spiel zwischen Vertretern der „schwarzen“ und der „grünen“ Wasserstoffwirtschaft oder zwi-
schen Experten die den Brennstoffzellenantrieben und solchen, die dem Wasserstoff-
verbrennungsmotor den Vorrang einräumen. Zum anderen konzentriert sich die Arbeit dar-
auf, Community externe Konsense zu erarbeiten, beispielsweise mit Protagonisten der fossi-
len und der regenerativen Energiewirtschaft. Dabei können die Konsensagenturen sehr un-
terschiedliche formale Strukturen haben und unter sehr verschiedenen Namen firmieren. Sie 
können als Amt, Gremium, Kommission, Büro, Geschäftsstelle, Vertretung, Behörde, Abtei-
lung, Arbeitskreis, Partnerschaft, Bündnis oder direkt als Agentur in Erscheinung treten. Und 
sie können sowohl ihre Organisationsstrukturen als auch ihre Namen wechseln, wenn dies 
ihrer Konsensfunktion dienlich ist. 
Ein Beispiel dafür, dass und wie eine bereits bestehende Organisation die Funktion einer 
Konsensagentur für die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie wahrnehmen kann, ist 
die US-Energiebehörde (DOE). Sie ist mit 6 Abteilungen an dem Prozess beteiligt: (1) Ener-
gieeffizienz und erneuerbare Energien, (2) Fossile Energien, (3) Atomenergie, (4) Wissen-
schaft, (5) Politik und internationale Beziehungen und (6) Finanzen (DOE/DOT 2006: vii). 
Besonders aktiv sind hierbei zwei Abteilungen, und zwar die für Energieeffizienz und erneu-
erbare Energien und die für Fossile Energien. Während die Abteilung für Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien die Entwicklung des „Hydrogen Posture Plan“ leitete (DOE 2003: 
1), koordinierte die Abteilung für Fossile Energien die Erstellung der Berichte „Hydrogen 
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Program Plan“ (DOE 2003) und „Hydrogen Coal Program“ (DOE 2009). Der „Hydrogen Pro-
gram Plan“ lotet noch relativ allgemein die Möglichkeiten für die Wasserstoffherstellung aus 
fossilen Energien aus. Das „Hydrogen Coal Program“ hingegen beschreibt einen konkreten 
Forschungs- und Demonstrationsplan für die Wasserstoffherstellung auf Basis von Kohle für 
die Jahre 2009 bis 2016. Neben den beiden Abteilungen sind die Automobilunternehmen 
Daimler, Ford und General Motors sowie die Energiekonzerne ExxonMobil, ConocoPhillips, 
Chevron, BP und Shell die wichtigsten Akteure in diesem Bereich (DOE/DOT 2006: v). Zu-
sammen mit diesen Unternehmen hat die US-Energiebehörde die Öffentlich-Private-
Partnerschaft FreedomCAR and Fuel Partnership gegründet, um so die gemeinsamen Aktivi-
täten in der Entwicklung der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie besser koordinie-
ren zu können (FCFP 2006: iii). 
Mit dem „Hydrogen Posture Plan“ einerseits und dem„Hydrogen Program Plan“ sowie 
dem „Hydrogen Coal Program“ andererseits, unterbreitet das DOE zwei unterschiedliche 
Konsensangebote, ein „grünes“ und ein „schwarzes“. Das erste ist auf erneuerbare, das 
zweite auf fossile Energien, insbesondere auf Kohle fokussiert. Diese Angebote ermöglichen 
sowohl eine Ausweitung als auch eine Vertiefung des Wasserstoff-Konsenses. Eine Auswei-
tung insofern, als sich unter der „grünen“ und der „schwarzen“ Flagge alle Wasserstoff-
Befürworter sammeln können und keine Fraktion von vornherein ausgeschlossen wird. Eine 
Vertiefung, weil der „grüne“ und der „schwarze“ Produktionspfad zwei unterschiedliche kon-
krete Wege der Wasserstoffherstellung beschreiben, die sofort parallel beschritten werden 
können, um das gemeinsame Langfristziel, die Wasserstoffwirtschaft, zu erreichen. Damit 
wird das Langfristziel aus dem Bereich des Wünschbaren in den Bereich des Machbaren 
geholt und der Wasserstoffkonsens alltagspraktisch verankerbar. Beide Konsensangebote 
sind weder deckungsgleich, noch schließen sie einander völlig aus. Zumindest temporär, 
beim Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft, können sich „grüne“ und „schwarze“ Wasserstoff-
produktion ergänzen und einander stützen. 
Ein sehr anschauliches Beispiel für die Neugründung und organisationale Metamorphose 
von Konsensagenturen liefert die EU. Hier wurde im Jahre 2002 durch die Europäische 
Kommission die High Level Group gegründet (EC 2002). Diese bestand aus 19 Mitgliedern, 
die von Forschungsinstituten, der Industrie und der öffentlichen Verwaltung entsandt wurden 
(HLG 2003: 5). Hierzu gehörten zum Beispiel das Forschungszentrum Jülich, die Automobil-
hersteller Daimler, Renault und Rolls-Royce, die Energiekonzerne Norsk Hydro, Shell und 
Sydkraft sowie der Brennstoffzellenhersteller Ballard (ebd.: 32). Aufgabe der High Level 
Group war es, eine gemeinsame europäische Strategie zu erarbeiten, um die bereits beste-
henden (Forschungs-)Aktivitäten besser koordinieren zu können (EC 2002). 
Im Jahr 2003 legte die High Level Group den Bericht „Hydrogen Energy and Fuel Cells. A 
Vision of our Future“ (HLG 2003) vor. Dieser Bericht orientierte darauf, bis 2050 eine was-
serstofforientierte Wirtschaft zu schaffen, wobei Wasserstoff aus erneuerbaren Energien 
hergestellt werden und zusammen mit Elektrizität und Brennstoffzellen den Kern eines neu-
en Transport- und Energiesystems ausmachen soll. Als Zwischenlösung auf dem Weg dahin 
ist die Wasserstoffherstellung aus Kohle mit CO2-Sequestrierung denkbar (HLG 2003: 23). 
Es wird zwar betont, dass Wasserstoff sowohl aus fossilen Energiequellen mit CO2-
Sequestrierung, Atomenergie und regenerativen Energiequellen nahezu emissionsfrei her-
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gestellt werden kann, aber langfristig sollen sich die erneuerbaren Energiequellen durchset-
zen (ebd.: 10). 
Um dieses Ziel zu verwirklichen, empfahl die High Level Group eine unterstützende Poli-
tik zu betreiben, eine europäische Forschungsagenda zu erarbeiten, Demonstrationsprojekte 
durchzuführen, eine europäische Roadmap zu entwickeln und eine europäische Wasserstoff- 
und Brennstoffzellentechnologie Partnerschaft zu gründen (HLG 2003: 16). Diese Empfeh-
lung fand Resonanz, denn noch im gleichen Jahr gründete die Europäische Kommission 
neue Konsensagenturen wie die HFP („European Hydrogen and Fuel Cell Technology Plat-
form“) (EC 2006), welche anschließend eine europäische Forschungs- (HFP 2005a) und 
Anwendungsstrategie (HFP 2005b) entwickelte, anhand derer die Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie zur Marktreife geführt werden sollte. Dabei ist eine deutliche Konsens-
verschiebung festzustellen, denn die ursprünglich noch angestrebte „grüne“ Wasserstoffpro-
duktion aus erneuerbaren Energien wird von der HFP nicht mehr vollständig als gemeinsa-
mes Ziel angesehen. Der HFP-Konsens basiert zwar ebenfalls darauf, Wasserstoff langfristig 
emissionsfrei herzustellen, dazu soll aber neben erneuerbaren Energien auch Atomenergie 
eingesetzt werden (ebd.: 2). 
Ein Blick auf die Struktur der HFP verdeutlicht, dass es offensichtlich gelungen ist, die 
gesamte europäische Wasserstoff- und Brennstoffzellen-Community in einen gemeinsamen 
Konsens einzubinden. So nahmen zumindest an der Generalversammlung der HFP zahlrei-
che Vertreter von unterschiedlichsten Industrieunternehmen, Forschungseinrichtungen und 
öffentlichen Verwaltungseinheiten teil (GA 2004). Hierzu gehörten zum Beispiel die Europäi-
sche Kommission, das deutsche Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, das For-
schungszentrum Jülich, die Automobilhersteller BMW, Daimler, Honda, Renault und Rolls-
Royce, die Energiekonzerne BP, ExxonMobil, Shell, Sydkraft und Vattenfall sowie der 
Brennstoffzellenhersteller Ballard und der Heizungsgerätehersteller Vaillant (ebd.). Daneben 
waren auch Vertreter der Mitgliedsstaaten der EU anwesend (MSMG 2004). Der Großteil der 
High Level Group Mitglieder (HLG 2003: 32) ging direkt in die leitenden Organe der HFP 
über, und zwar in den Vorstand (Executive Group) (EG 2004: 1) und in den Beirat (Advisory 
Council) (AC 2004). Diese Personen, die aus Industrie, Forschung und öffentlicher Verwal-
tung stammen, machen sozusagen den harten personellen Kern der europäischen Konsens-
bildung in Hinblick auf die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie aus. 
Im Mai 2008 gründete der Europäische Rat eine weitere Konsensagentur, und zwar das 
FCH JU („Fuel Cell and Hydrogen Joint Undertaking“), welches das rechtliche Organ der 
Öffentlich-Privaten-Partnerschaft Joint Technology Initiative on Fuel Cells and Hydrogen ist, 
und deren Umsetzung realisieren soll (Council of the European Union 2008: 1, 4; FCH JU 
2009: 4). Das FCH JU ist von einer komplexen Organisationsstruktur geprägt, die aus Vertre-
tern der Industrie, der Forschung, der Europäischen Kommission und den Mitgliedsstaaten 
der EU besteht (FCH JU 2009: 23, 24). Auch hierbei gibt es wieder personelle Überschnei-
dungen mit der HFP, deren Personal zumindest teilweise direkt in die FCH JU übergegangen 
zu sein scheint (AC 2004; EG 2004: 1; MSMG 2004; GB 2010; SC 2010; SRG 2010). Einmal 
jährlich veranstaltet die FCH JU eine Generalversammlung, das sogenannte „Stakeholder’s 
General Assembly“, welche offen ist für alle Akteure, die ein Interesse an der Wasserstoff- 
und Brennstoffzellentechnologie haben (FCH JU 2009: 24, 25). Die Breite und Offenheit der 
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FCH JU-Generalversammlung bietet gute Voraussetzungen für die Schaffung sowie die 
Ausweitung und Vertiefung eines europäischen Wasserstoff-Konsenses. Diese Plattform 
schließt niemanden aus, sondern dient als Einladung zur Diskussion und als Treffpunkt für 
Wasserstoffinteressenten unterschiedlichster Couleur und Provenienz. Die FCH JU soll zu-
nächst bis zum Jahr 2017 bestehen und ihr Ziel ist es, die Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie zur Marktreife zu führen und Europa die Führungsposition in diesem Bereich zu 
sichern (FCH JU 2009: 4). 
In Deutschland gibt das Beispiel der bereits oben erwähnten Verkehrswirtschaftlichen 
Energiestrategie (VES) einen guten Einblick in die Arbeitsweise von Konsensagenturen der 
Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie. Hauptziel der im Mai 1998 von der Bundesre-
gierung sowie Vorständen der Unternehmen ARAL, BMW, Daimler, MAN, RWE, Shell und 
VW gegründeten VES war es, „gemeinsam eine Strategie zu erarbeiten, die die Eroberung 
der internationalen Spitzenposition auf dem Gebiet alternativer Energien, ihrer Erzeugung 
und Anwendung im Straßenverkehr innerhalb der nächsten 10 Jahre vorbereiten soll“ (VES 
2000: 3). „Weitere Ziele“ (ebd.) bestanden darin, die Abhängigkeit des Verkehrs vom Öl so-
wie die Emissionen, insbesondere die CO2-Emissionen zu verringern und die Initiative auf 
Europa auszudehnen. In den Folgejahren kam es zu einer Akzentverschiebung in den Ziel-
stellungen. An erster Stelle standen die Energiesicherheit und der Klimaschutz, während das 
Erreichen der internationalen Spitzenposition zunächst relativiert und schließlich nicht mehr 
erwähnt wurde (VES 2001: 3; VES 2007). 
Organisatorisch besteht die VES aus einer Task-Force für die laufende Arbeit, sowie ei-
nem Steering Committee, das die Ergebnisse und Berichte der Task Force entgegennimmt 
und auf dieser Grundlage Empfehlungen für die teilnehmenden Organisationen ausspricht. 
Darüber hinaus werden VES-Analysen in und zwischen den Organisationen bearbeitet oder 
von Dritten durchgeführt, wie beispielsweise von der LBST („Ludwig-Bölkow-
Systemtechnik“), einem der weltweit profiliertesten Beratungsinstitute im Bereich der Was-
serstoff- und Brennstoffzellentechnologie (LBST 2010). Ausgehend von ihrer Zielstellung 
konzentrierte sich die VES zunächst darauf, in einem fünfstufigen Verfahren (VES 2000: 10-
18) „einen oder maximal zwei zukunftsfähige Kraftstoffe auszuwählen und hierfür eine Stra-
tegie zum Aufbau einer additiven Energie-Infrastruktur für den Verkehrsbereich zu erarbei-
ten“ (ebd.: 5). 
Dabei gelang es den Mitgliedern der VES, sich auf eine konsensfähige Kraftstoffstrategie 
zu einigen. Ausgehend von „10 potentiellen Alternativkraftstoffen und über 70 Möglichkeiten 
zu deren Erzeugung“ (VES 2000: 4) hat die VES zunächst drei Kraftstoffe vorausgewählt, 
und zwar „Erdgas, Methanol und Wasserstoff“ (ebd.), wobei es „zu keiner eindeutigen Priori-
sierung eines der drei vorausgewählten Kraftstoffe“ (VES 2001: 4) kam. Anhand unterschied-
licher Bewertungsverfahren und unter Berücksichtigung der gemeinsam formulierten Leitzie-
le hat sich schließlich nach Ansicht der VES „Wasserstoff als langfristig zukunftsfähigste Lö-
sung herausgestellt“ (ebd.). Dieses Ergebnis wurde in der Folgezeit mehrfach bekräftigt und 
präzisiert (VES 2007: 6), insbesondere in Hinblick auf den „grünen“, also den „regenerativ 
erzeugten Wasserstoff“ (ebd.: 7). So ergab eine von der VES in Auftrag gegebene und von 
der LBST durchgeführte Studie, dass „der Kraftstoffbedarf der EU25+ im Jahr 2020 größten-
teils durch Wasserstoff aus erneuerbarem Strom gedeckt werden (kann)“ (ebd.: 9), und zwar 
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aus Strom, der aus Windkraft, Photovoltaik, Wasserkraft, Solarthermie und Geothermie ge-
wonnen werden kann. 
Durch diese Ergebnisse wertete die VES die „grüne“ Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie nicht nur einfach als eine denkbare, sondern als die alternative Zukunftstechno-
logie für die Verkehrswirtschaft schlechthin. Das grundlegende Problem des VES-Konsenses 
besteht darin, dass zwischen der allgemeinen Notwendigkeit und der konkreten Möglichkeit 
der gesellschaftlichen Nutzung der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie eine Lücke 
klafft, die sich nicht ohne weiteres schließen lässt. Der Übergang von fossilen Kraftstoffen 
zum „grünen“ Wasserstoff erweist sich nämlich als schwierig, denn „ein ultimativer Brücken-
kraftstoff hin zum regenerativ erzeugten Wasserstoff konnte nicht identifiziert werden“ (ebd.: 
7). 
Um dieses Problem zu lösen und den Einstieg in den Ausstieg aus der fossilen Ver-
kehrswirtschaft zu ermöglichen, hat die VES drei komplementäre Pfade konzipiert. Der erste 
Weg besteht darin, nationale und europäische Demonstrationsprojekte zu iniziieren, um die 
Alltagstauglichkeit der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie praktisch unter Beweis 
zu stellen. Hierzu gehören auf nationaler Ebene vor allem die CEP (Clean Energy Partner-
chip) und auf europäischer Ebene die LHP’s („Lighthouse Projects“). Der zweite Weg ist 
drauf gerichtet, eine gesamteuropäische Technologieplattform für die Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie zu schaffen, in der gemeinsame Standards sowie Rechts- und 
Sicherheitsnormen entwickelt werden. Hierbei spielt die bereits erwähnte „Joint Technology 
Initiative“ (JTI) eine zentrale Rolle. Drittens schließlich empfahl die VES die Erarbeitung ei-
nes „Nationalen Innovationsprogramms Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie“ (NIP), 
welches „sicherstellt, dass am Standort Deutschland diese innovativen Technologien nicht 
nur entwickelt, sondern auch umgesetzt werden“ (ebd.:11). 
Neben der VES und der CEP gibt es in Deutschland eine Vielzahl weiterer Konsensagen-
turen. Dazu zählt zunächst die NOW (Nationale Organisation Wasserstoff- und Brennstoff-
zellentechnologie), die aus der Verkehrswirtschaftlichen Energiestrategie hervorgegangen ist 
und eine Art Generalstabsfunktion bei der Schaffung von Konsensen wahrnimmt (Marz 2010: 
36-39). Aber auch regionale Agenturen, wie beispielsweise HYCologne für das Rheinland 
(HyCologne 2010), HySOLUTIONS für Hamburg (HySOLUTIONS 2010) oder das „Netzwerk 
Brennstoffzelle und Wasserstoff NRW“ (Netzwerk 2010) oder auf bestimmte Anwendungen 
fokussierte Agenturen, wie etwa die IBZ (Initiative Brennstoffzelle), die sich auf den stationä-
ren Einsatz von Brennstoffzellen in Haushalten konzentriert (IBZ 2010), spielen bei der Bot-
tom-Up-Konsensbildung in Deutschland eine wichtige Rolle. 
Lässt man die Arbeit der verschiedenen Konsensagenturen einmal Revue passieren, 
dann zeichnet sich zweierlei ab: Erstens gibt es eine gemeinsame Basis für alle Konsense, 
so unterschiedlich sie im Einzelnen auch sein mögen, und zwar die von allen Akteuren ge-
teilte Überzeugung, dass die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie eine Zukunfts-
technologie ist. Diese gemeinsame Überzeugung differenziert sich zweitens in unterschiedli-
cher Art und Weise aus, und zwar länderspezifisch, zeitlich und im Hinblick auf verschiedene 
Konsenstypen. Diese Konsenstypen sollen im Folgenden näher skizziert werden. Dabei wer-
den dann auch länderspezifische und zeitliche Differenzierungen erkennbar. 
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6. Konsenstypen 
Sowohl in den Diskussionen und Programmdokumenten der Konsensagenturen als auch in 
den kontroversen Debatten über diese Diskussionen und Dokumente werden mindestens 
sechs unterschiedliche Konsenstypen erkennbar, die sich schlagwortartig vereinfacht als 
„grüne“, „schwarz/grüne“, „pseudogrüne“, „Brücken“-, „Eingliederungs“- und „Gegen“-Kon-
sense bezeichnen ließen. 
„Grüne“ Konsense 
Der „grüne“ Konsens bei der Entwicklung der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie 
ist strikt auf den Kern des energietechnologischen Paradigmenwechsels fokussiert, also auf 
den Übergang von fossilen zu regenerativen Energietechnologien. Der Konsens orientiert 
konsequent darauf, dass der benötigte Wasserstoff von Anfang an und vollständig aus rege-
nerativen Energien erzeugt wird, insbesondere durch die Elektrolyse mit regenerativ erzeug-
tem Strom. Dabei werden andere Pfade der Wasserstoffherstellung, beispielsweise aus Koh-
le, direkt oder indirekt ausgeschlossen, bestenfalls als notwendiges Übel oder Ausnahmefall 
zeitweilig in Kauf genommen. 
Solche „grünen“ Konsense wurden von unterschiedlichen Konsensagenturen entwickelt, 
vor allem in deren Gründungsphase und bei der Erarbeitung von langfristigen und gesell-
schaftsweiten Zukunftsvisionen, wie etwa dem Aufbau einer nationalen oder gar globalen 
Wasserstoffwirtschaft. Dabei wurden diese „grünen“ Konsensangebote jeweils unterschied-
lich scharf formuliert und ausargumentiert. Die von der Europäischen Kommission gegründe-
te High Level Group unterbreitet zum Beispiel in ihrem Bericht „Hydrogen Energy and Fuel 
Cells. A Vision of our Future“ ein moderates „grünes“ Konsensangebot, indem sie darauf 
orientiert, bis 2050 eine wasserstofforientierte Wirtschaft aufzubauen, bei der Wasserstoff 
vollständig aus erneuerbaren Energien hergestellt werden soll (HLG 2003: 10). Andere For-
men der Wasserstoffproduktion werden zunächst noch toleriert, aber langfristig nicht ange-
strebt (ebd.: 23). Andere Konsensagenturen wie etwa die CEP oder die NOW in Deutschland 
orientieren mit Blick auf den Transportsektor und die Mobilität strikter und grundsätzlicher auf 
eine CO2-freie Produktions- und Nutzungskette des Wasserstoffs (CEP 2010: 5, 8, 9-12; 
NOW 2009: 1). 
Problematisch am „grünen“ Konsens ist seine Realisierbarkeit. Langfristig ist es zwar 
denkbar, dass Wasserstoff vollständig aus regenerativen Energien hergestellt werden kann, 
kurz- und mittelfristig jedoch ist dies nahezu ausgeschlossen. So ergab selbst eine von der 
VES in Auftrag gegebene und von der LBST durchgeführte sehr optimistische Studie, dass 
der Kraftstoffbedarf der EU25+ im Jahr 2020 nicht hundertprozentig, sondern nur „größten-
teils durch Wasserstoff aus erneuerbarem Strom gedeckt werden (kann)“ (VES 2007: 9). 
Und was Deutschland betrifft, so können nach der vom Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung iniziierten Studie „GermanHy“ bis 2050 höchstens etwas über 60% des 
Wasserstoffs „grün“ hergestellt werden (GermanHy 2009: 10). 
Vor diesem Hintergrund kann es nicht erstaunen, dass „grüne“ Konsense in aller Regel 
als strategische Zielstellung, nicht jedoch als operatives Arbeitsprogramm fungieren. Dieser 
Orientierungscharakter „grüner“ Konsense bedeutet nicht, dass sie keine aktuelle alltags-
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praktische Bedeutung hätten. So konzentriert sich beispielsweise die NOW auch in der lau-
fenden Arbeit sehr wohl auf die regenerative Wasserstoffherstellung. Dies machen nicht nur 
solche Veranstaltungen, wie der im Juli 2008 durchgeführte „NOW-Workshop: Regenerativer 
Wasserstoff aus der Elektrolyse“ (NOW 2010a) oder der im Oktober des gleichen Jahres 
organisierte „NOW-Workshop: Wasserstoff aus Windenergie“ (NOW 2010b) sehr anschau-
lich deutlich, sondern dies zeigen auch die „Leitlinien zur Bewertung von Leuchtturmprojek-
ten“ (NOW 2010c), in denen der regenerative Ressourcen- und Energieeinsatz eine zentrale 
Rolle spielt. 
Das Problem der kurz- und mittelfristigen Nichtrealisierbarkeit „grüner“ Konsense führt 
dazu, dass beim Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft zunächst wohl oder übel auch auf 
„schwarze“, also fossile Quellen, wie beispielsweise Kohle, Öl oder Erdgas zurückgegriffen 
werden muss. Die Wasserstoffgewinnung aus fossilen, nichtregenerativen Quellen ist nicht 
nur technisch möglich, sondern wird bereits praktiziert. Mehr noch: Dieser „schwarze“ Pro-
duktionspfad ist zur Zeit der Hauptweg der Wasserstoffherstellung. So stammen zum Bei-
spiel 45% des Wasserstoffs in Deutschland aus Rohöl, 33% aus Erdgas, 15% aus Kohle und 
nur 7% aus Elektrolyseverfahren (Nitsch/Fischedick 2002: 1). Und bedenkt man ferner, dass 
der Strom für die Elektrolyse nicht nur aus „grünen“, sondern auch aus „schwarzen“ Quellen 
stammt, dann reduziert sich der Anteil des tatsächlich regenerativ erzeugten Wasserstoffs 
noch einmal. Berücksichtigt werden muss bei dieser Rechnung allerdings, dass ein großer 
Teil des Wasserstoffs als industrielles Nebenprodukt anfällt und momentan nicht genutzt 
wird. 
„Grüne“ Fundamental- und „schwarze“ Real-Konsense stehen in einem spannungsrei-
chen Verhältnis zueinander. Gegenwärtig kristallisieren sich insbesondere zwei Verhältnisty-
pen zwischen diesen beiden Konsensen heraus, nämlich „schwarz/ grüne“ und „Brücken“-
Konsense. 
„Schwarz/grüne“ Konsense 
Bei den „schwarz/grünen“ Konsensen stehen der „schwarze“ und der „grüne“ Produktions-
pfad der Wasserstoffherstellung als zwei gleichberechtigte und mehr oder weniger vonein-
ander unabhängige Varianten nebeneinander. Sehr deutlich wird dies bei den Konsensbil-
dungen in den USA. So werden beispielsweise im oben erwähnten Report der National 
Energy Policy Development Group erneuerbare Energien als eine mögliche aber keinesfalls 
als bevorzugte oder gar alleinige Option für die Wasserstoffherstellung angesehen (NEPDG 
2001: 10). Es wird gefordert, dass die Energiequellen des gesamten Energiesystems diversi-
fiziert werden müssen, wobei erneuerbare Energien nicht im Fokus der Anstrengungen ste-
hen. Dies zeigt zum Beispiel die Empfehlung, 1,2 Milliarden US-Dollar für die Erforschung 
von regenerativen Energien bereitzustellen, während gleichzeitig 2 Milliarden US-Dollar für 
die Entwicklung von „sauberen“ Kohletechnologien bereitgestellt werden sollen (ebd.: xiv). 
Solche Empfehlungen sind nicht aus der Luft gegriffen, sondern erwachsen unter anderem 
aus der Einschätzung, dass die USA für die nächsten 250 Jahre über genügend Kohlevorrä-
te verfügen (ebd.: xiii). 
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Noch deutlicher wird die Koexistenz von regenerativen und fossilen Produktionspfaden 
bei den „schwarzen/grünen“ Konsensen in der Arbeit der US-Energiebehörde. Während die 
Abteilung für Energieeffizienz und erneuerbare Energien mit der Entwicklung des „Hydrogen 
Posture Plan“ (DOE 2003: 1) ein primär „grünes“ Konsensangebot unterbreitete, erarbeitete 
die Abteilung für fossile Energien mit der Erstellung der Berichte „Hydrogen Program Plan“ 
(DOE 2003) und „Hydrogen Coal Program“ (DOE 2009) ein „schwarzes“ Konsensangebot. 
Lotet der „Hydrogen Program Plan“ noch relativ allgemein die Möglichkeiten für die Wasser-
stoffherstellung aus fossilen Energien aus, so beschreibt das „Hydrogen Coal Program“ be-
reits sehr konkrete Forschungs- und Demonstrationsaufgaben für die Wasserstoffherstellung 
auf Basis von Kohle für die Jahre 2009 bis 2016. Durch die Vereinigung beider Angebote 
unter dem einheitlichen administrativen Dach einer Konsensagentur entsteht ein gemeinsa-
mer „schwarz/grüner“ Konsens. 
Tritt das Nebeneinanderbestehen fossiler und regenerativer Produktionspfade der Was-
serstoffherstellung im „schwarz/grünen“ Konsens des US Department of Energy explizit und 
klar in Erscheinung, so sind solche Konsensangebote bei anderen Konsensagenturen weni-
ger offensichtlich und nehmen eine eher implizite Gestalt an. Dies zeigt sich zum Beispiel an 
der schrittweisen Aufweichung oder Modifizierung des „grünen“ Konsensangebots, welches 
die von der Europäischen Kommission ins Leben gerufene High Level Group mit ihrem oben 
erwähnten Bericht unterbreitete. Während der Bericht „Hydrogen Energy and Fuel Cells. A 
Vision of our Future“ noch sehr konsequent auf die regenerative Herstellung von Wasserstoff 
orientiert, verliert diese Orientierung in den Dokumenten der HFP und der FCH JU an 
Striktheit (HFP 2005a: 2; FCH JU 2009: 19, 20). Es entsteht der Eindruck, dass nichtregene-
rative Produktionspfade der Wasserstoffherstellung zunehmend nicht nur kurz- sondern auch 
langfristig akzeptiert werden und an Bedeutung gewinnen. Diesen Eindruck bestätigen auch 
weitere EU-Dokumente (EC 2006: 12, 13; Garcίa Cortés/Tzimas/ Peteves 2009: 9). 
„Brücken“-Konsense 
Während bei den „schwarz/grünen“ Konsensen fossile und regenerative Wasserstoffproduk-
tion als mehr oder weniger gleichberechtigte und voneinander unabhängige Herstellungsva-
rianten behandelt werden, wird bei den „Brücken“-Konsensen eine klar definierte Beziehung 
zwischen diesen beiden Varianten hergestellt: Die „grüne“, regenerative Wasserstoffproduk-
tion ist die Ziel-, die „schwarze“, nichtregenerative Wasserstoffproduktion die Brückentechno-
logie. Der regenerative Pfad soll systematisch und kontinuierlich ausgebaut, der fossile Pfad 
Zug um Zug eingeschränkt werden. „Grüne“ und „schwarze“ Wasserstoffherstellung stehen 
im „Brücken“-Konsens de facto in einem umgekehrt proportionalen Verhältnis. Je größer die 
regenerative desto kleiner die nichtregenerative Wasserstoffproduktion. Dieses Verhältnis 
bestimmt die Bedeutung und die Rolle des „schwarzen“ Produktionspfades: Er ist Ausgangs-
punkt und Hilfsmittel, um von der Kohlenstoffwelt in die Wasserstoffwelt zu gelangen. Im 
„Brücken“-Konsens steht die fossile im Dienst der regenerativen Wasserstoffproduktion und 
soll sich selbst überflüssig machen, indem sie der „grünen“ Zieltechnologie den Weg ebnet. 
Ein sehr anschauliches Beispiel für die Erarbeitung und die Funktion eines „Brücken“-
Konsenses ist die bereits mehrfach erwähnte Clean Energy Partnership. Die CEP „ist eines 
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der international bedeutendsten Vorhaben zur Erprobung von Wasserstoff als Kraftstoff im 
Straßenverkehr. In Europa ist es das größte Projekt“ (CEP 2007: 9). Das Hauptziel der CEP 
ist ein doppeltes: Zum einen geht es darum, „erstmals den umfassenden Nachweis zu 
erbringen, dass Wasserstoff bereits heute sicher durch normale Anwender (Kunden) im 
Straßenverkehr eingesetzt werden kann und dass zur Bereitstellung von Wasserstoff die 
derzeit begrenzt verfügbaren regenerativen Energien genutzt werden können“ (ebd.: 9). Zum 
anderen „sollen Kommerzialisierungshindernisse konsequent identifiziert und bis zur begin-
nenden breiten Markteinführung […] beseitigt werden“ (ebd.). Aus diesem Doppelziel erga-
ben sich eine Reihe von Teilzielen, wie der Einsatz von 17 Wasserstoff-Pkw unterschiedli-
cher Hersteller in Kundenhand, der Aufbau und Betrieb von öffentlich zugänglichen Wasser-
stofftankstellen, die Nutzung von Bussen im öffentlichen Personennahverkehr sowie die An-
bindung des Berliner Demonstrationsprojektes an das europäische Wasserstoffprojekt 
HyFLEET:CUTE (ebd.: 3). 
Einerseits orientiert die CEP immer wieder konsequent auf die regenerative Wasserstoff-
produktion, andererseits stand und steht nicht genügend regenerativ erzeugter Wasserstoff 
zur Verfügung, um alle CEP-Projekte betreiben zu können. Um diesem Dilemma zu entge-
hen, gibt es nur zwei Möglichkeiten. Entweder werden Anzahl und/oder Umfang der Projekte 
drastisch reduziert und der Menge des verfügbaren regenerativen Wasserstoffs angepasst, 
oder es wird ein “Brücken“-Konsens entwickelt, bei dem zunächst auch auf nichtregenerati-
ven Wasserstoff zurückgegriffen wird, zugleich aber Lösungen für die Erhöhung der Produk-
tion von „grünem“ Wasserstoff erarbeitet und realisiert werden. Dass und wie die CEP den 
zweiten Weg beschreitet, zeigen die Tankstellenprojekte, wie beispielsweise die 2010 in der 
Berliner Holzmarktstraße eröffnete Tankstelle (Schnell 2010: 12) oder das für 2011 am Ber-
lin-Brandenburger Flughafen BBI geplante neue Projekt (ebd.: 15). 
„Pseudogrüne“ Konsense 
In den Diskussionen über „grüne“, „schwarz/grüne“ und „Brücken“-Konsense hat in den letz-
ten Jahren ein Konsensangebot an Popularität gewonnen, das auf den ersten Blick einen 
Königsweg darzustellen scheint, weil es „schwarze“ und „grüne“ Wasserstoffproduktion mit-
einander zu versöhnen verspricht. Das Angebot besteht darin, Wasserstoff ohne CO2-
Emissionen herzustellen, und zwar aus Atomenergie oder aus Kohle mit CO2-
Sequestrierung. Im ersten Fall würde Atomstrom für die Wasserstoffelektrolyse benutzt. Im 
zweiten Fall würde das bei der Verwendung von Kohle anfallende CO2 nicht in die Atmo-
sphäre abgegeben, sondern in unterirdischen Gesteinsschichten gelagert. In beiden Fällen 
handelt es sich zweifellos um eine emissionsfreie Wasserstoffproduktion, dennoch kann die-
ser Herstellungsweg nicht als „grün“ oder regenerativ, sondern nur als „pseudogrün“ be-
zeichnet werden, weil er grundlegenden Nachhaltigkeitskriterien zuwiderläuft. 
Eine der bekanntesten und einflussreichsten Definitionen des Begriffs Nachhaltigkeit 
stammt von der sogenannten Brundtland-Kommission, in deren Bericht es heißt: „Nachhalti-
ge Entwicklung ist eine Entwicklung, die den Bedürfnissen der heutigen Generation ent-
spricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürf-
nisse zu befriedigen und ihren Lebensstil zu wählen“ (WCED 1987). Gemäß dieser Definition 
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kann weder die Wasserstoffproduktion aus Kohle mit CO2-Sequestrierung noch die auf Basis 
von Atomenergie als wirklich nachhaltig gelten. Beim ersteren wird CO2 erzeugt, aber nicht in 
die Atmosphäre freigesetzt, sondern mittels technischer Hilfsmittel eingefangen und schließ-
lich unter der Erde gelagert. Im zweiten Fall kann Wasserstoff zwar emissionsfrei hergestellt 
werden, aber die durch die Nutzung der Atomenergie verursachten, radioaktiven Abfälle 
müssen ebenfalls eingelagert werden. In beiden Fällen wird das eigentliche Problem also 
lediglich in die Zukunft verschoben. Auch wenn CO2 und radioaktive Abfälle sicher unter der 
Erde gelagert werden könnten, stellen sie dennoch eine schwere Hypothek für zukünftige 
Gesellschaften dar. Im Falle der Wasserstoffproduktion auf Basis von Atomenergie oder 
Kohle mit CO2-Sequestrierung handelt es sich also letztlich um eine „pseudogrüne“, nicht 
nachhaltige Technologie. 
Nichtsdestotrotz besitzen diese „pseudogrünen“ Angebote eine große konsenstechnische 
Attraktivität. Die Konflikte zwischen „grüner“ und „schwarzer“ Wasserstoffproduktion brau-
chen bei dieser Variante der Wasserstoffherstellung nicht ausgetragen, sondern können – 
zumindest zeitweilig – im wahrsten Sinne des Wortes beerdigt werden. Die Atommüll- und 
CO2-Entsorgung wäre zugleich eine Konfliktentsorgung. In den USA scheint diese Form des 
Konsenses am weitesten entwickelt. In den oben skizzierten Konsensbildungsprozessen 
wurde hier von Beginn an die Wasserstoffherstellung aus Kohle mit CO2-Sequestrierung als 
ebenso nachhaltig angesehen wie die Wasserstoffproduktion auf Basis von Atomenergie 
oder erneuerbaren Energien. 
In der EU ist die Sachlage nicht so eindeutig. In der Vision der High Level Group aus 
dem Jahr 2003 wird zwar langfristig die Wasserstoffherstellung ausschließlich auf Basis von 
erneuerbaren Energien angestrebt, doch diese Sichtweise scheint sich verändert zu haben. 
Sowohl Dokumente der FCH JU (FCH JU 2009: 19, 20) als auch der Europäischen Kommis-
sion (EC 2006: 12, 13) deuten in den Folgejahren darauf hin, dass Atomenergie und/oder 
Kohle mit CO2-Sequestrierung zunehmend auch langfristig als äquivalente Möglichkeiten für 
eine scheinbar nachhaltige, tatsächlich jedoch „pseudogrüne“ Wasserstoffproduktion in Be-
tracht gezogen werden. 
„Eingliederungs“-Konsense 
Im Unterschied zu den bisher diskutierten Konsenstypen ist der „Eingliederungs“-Konsens 
nicht allein auf die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie fokussiert, sondern bezieht 
andere, mehr oder weniger nahe Nachbartechnologien in den Konsensbildungsprozess mit 
ein. Ein typisches Beispiel dafür ist das Verhältnis der Konsensagenturen zur Batterietechno-
logie, speziell zu deren Anwendung im Bereich der mobilen Antriebe. 
Soweit zu sehen, wird weltweit der Elektroantrieb von allen großen Automobilfirmen als 
Antrieb der Zukunft angesehen, der den Verbrennungsmotor ablösen wird. Unterschiedliche 
Auffassungen gibt es nur im Hinblick auf zwei Fragen: Erstens, wann das sein wird und zwei-
tens, welche Form des Elektroantriebs dabei dominiert, der Batterie- und/oder der Brenn-
stoffzellenantrieb. Im Bereich der mobilen Antriebe stehen Batterie- und Brennstoffzellen-
technologie sowohl in einem Konkurrenz- als auch in einem Komplementärverhältnis. Lange 
Zeit sah es zunächst so aus, als würden Batterieantriebe aufgrund ihres großen Gewichts 
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und ihrer geringen Reichweite nur in Nischensegmenten des Automobilmarktes Anwendung 
finden. Der sich in den letzten vier Jahren vollziehende Batterie-Hype ließ jedoch Vermutun-
gen aufkommen, dass Batterieantriebe nicht nur den klassischen Verbrennungsmotor, son-
dern auch Brennstoffzellen- und Wasserstoffantriebe komplett ersetzen könnten. Gegenwär-
tig wird darüber gestritten, inwieweit Batterien für Kurz- und Brennstoffzellen für Langstre-
cken eingesetzt werden könnten und wo die Leistungsgrenzen der jeweiligen Antriebstech-
nologie gegenwärtig und perspektivisch liegen. 
Vor diesem Hintergrund ist die Batterietechnologie für die Konsensagenturen der Was-
serstoff- und Brennstoffzellentechnologie von janusköpfiger Bedeutung. Im Hinblick auf die 
Ablösung des, die Automobilwelt immer noch dominierenden Verbrennungsmotors (Scharn-
horst/Marz/Aigle 2009), ist die Batterietechnologie gewissermaßen ein natürlicher Verbünde-
ter oder eine Schwestertechnologie der Brennstoffzellentechnologie – es sind zwei Varianten 
des Elektroantriebes. In Bezug auf den zukünftigen Markt für Elektrofahrzeuge konkurrieren 
beide Technologien um Marktsegmente, möglicherweise sogar um den gesamten Markt. 
Eine Möglichkeit mit dieser gegensätzlichen Bedeutsamkeit der Batterietechnologie umzu-
gehen, besteht für die Konsensagenturen der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie 
darin, eine Umarmungs- oder Eingliederungsstrategie zu entwickeln, das heißt, die Batterie-
antriebstechnologie als Teil der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie zu behandeln 
und für die entsprechenden Konsensbildungen zu nutzen. 
Ein instruktives Beispiel für einen solchen „Eingliederungs“-Konsens liefert die NOW, 
speziell die Homepage dieser Konsensagentur (NOW 2010d). Hier werden Batterieantriebe 
unter dem Stichwort „Elektromobilität“ der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie for-
mal gleichgestellt. Bei näherer Betrachtung zeigt sich allerdings, dass die Batterietechnologie 
sowohl auf der Homepage als auch im Rahmen der Gesamtarbeit der NOW eher stiefmütter-
lich behandelt wird und von einer tatsächlichen konsensuellen Integration beider Technolo-
gien bislang nicht die Rede sein kann. 
„Gegen“-Konsense 
So unterschiedlich, ja gegensätzlich, die zuvor skizzierten Konsense der Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie im Einzelnen auch sein mögen, so wirken sie in einer Hinsicht in 
die gleiche Richtung, nämlich im Hinblick auf die Herausbildung von „Gegen“-Konsensen, 
das heißt von Konsensen, die der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie ihre Zu-
kunftsfähigkeit absprechen und sie als eine Art Sackgassentechnologie behandeln. Je mehr 
die Konsensagenturen der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie diese als vielver-
sprechende Zukunftstechnologie formieren und profilieren, desto mehr Gegner treten auf den 
Plan, die eine Entwicklung dieser Technologie aus unterschiedlichen Gründen ablehnen. 
Ein solcher Grund, der immer wieder als Kristallisationspunkt von „Gegen“-Konsensen 
fungiert, ist die Energieeffizienz der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie. Aus-
gangspunkt ist hierbei die eingangs skizzierte Unterscheidung zwischen Energieträger und 
Energiequelle. Da Wasserstoff ein Energieträger und keine Energiequelle ist, muss für seine 
Herstellung Energie aufgewendet werden. Wenn „grüner“ Wasserstoff auf Basis des Elektro-
lyseverfahrens erzeugt werden soll, müsste dafür also zunächst Strom aus erneuerbaren 
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Energien verbraucht werden. Kritiker bemängeln nun, dass dieser Prozess Energiever-
schwendung ist, da der Strom auch direkt ins Elektrizitätsnetz eingespeist werden könnte, 
wodurch man den Energieverlust der Wasserstoffherstellung vermeiden würde (Bossel 2003: 
1, 2; Bossel 2006: 27, 29-31).  
Bei der Anwendung von Wasserstoff als Kraftstoff im Transportsektor geht die Kritik noch 
weiter, denn hier wird nach Ansicht der Kritiker nicht nur die Herstellung, sondern auch die 
Verteilung und Nutzung des Wasserstoffs zu erheblichen Energieverlusten führen. So wird 
behauptet, dass, selbst im Falle hocheffizienter Brennstoffzellen, am Ende nur noch 25% der 
ursprünglich zur Wasserstoffherstellung eingesetzten Energie, für den Fahrzeugantrieb zur 
Verfügung stehen (Bossel 2003: 2; Bossel 2006: 31). Das heißt gleichzeitig, dass über den 
gesamten Prozess ¾ der erneuerbaren Energie verloren gehen. Dagegen sei es effizienter 
den regenerativ gewonnenen Strom direkt ins Elektrizitätsnetz zu speisen. Im Falle von bat-
teriegetriebenen Fahrzeugen könnte dieser dann direkt aus der Steckdose „getankt“ werden, 
wodurch bis zu 80% der ursprünglichen Energie für den Fahrzeugantrieb verfügbar wären. 
Auch die Herstellung von Wasserstoff aus Biomasse wird kritisiert. Biomasse sollte stattdes-
sen lieber für die Herstellung von synthetischen Kraftstoffen verwendet werden, da diese im 
Bezug auf Energiedichte, Sicherheit und Kosten leichter zu handhaben sind. Die Umwand-
lung von Biomasse in Strom für die elektrolytische Wasserstoffherstellung wird hingegen als 
Energieverschwendung angesehen (Bossel 2003: 1-3; Bossel 2006: 27-32). 
Gegenüber solchen Kritikpunkten entgegnen Protagonisten der Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie, dass die Herstellung von Wasserstoff durchaus auch unter dem As-
pekt der Energieeffizienz sinnvoll sein kann (Leitinger/Brauner 2006: 416). So könnte die 
Wasserstoffherstellung in Gebiete verlagert werden, in denen ein Überschuss an erneuerba-
ren Energien besteht. Hier wäre es nämlich wenig sinnvoll, den in Strom umgewandelten 
Überschuss direkt in das Elektrizitätsnetz einzuspeisen. Denn die Stromnachfrage der 
Verbraucher ist relativ konstant und ein Stromüberschuss bliebe ungenutzt. Stattdessen soll-
te dieser Stromüberschuss für die elektrolytische Wasserstoffherstellung eingesetzt werden, 
sodass die gewonnene Energie in Form von Wasserstoff gespeichert wird. Dieser könnte 
dann als Kraftstoff im Transportsektor eingesetzt werden oder bei Bedarf auch wieder in 
Strom rückverwandelt werden. Wasserstoff als Energiespeicher könnte so dazu beitragen 
Schwankungen in der Stromversorgung durch erneuerbare Energien auszugleichen, wie 
zum Beispiel im Fall von Solarenergie- oder Windkraftanlagen. Zudem würde dies auch eine 
Dezentralisierung des Energiesystems ermöglichen, was besonders für abgelegene Regio-
nen und Inseln von Vorteil wäre (ebd.).  
Solche und ähnliche Reaktionen auf die Herausbildung und Artikulation von „Gegen“-
Konsensen haben wiederum Rückwirkungen auf die Entwicklung der zuvor beschriebenen 
Konsenstypen. Insofern sind auch und gerade „Gegen“-Konsense ein wichtiger Formierungs-
faktor für die Konsensagenturen der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie. Gegen-
wärtig existieren die Pro- und Contra-Konsense nebeneinander und es ist noch nicht abzu-
sehen, welcher Konsens letztlich die Oberhand gewinnt. 
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7. Stabilität und Fragilität der Konsense 
Lässt man noch einmal die unterschiedlichen Konsenstypen und deren Verhältnis zueinan-
der Revue passieren, dann fällt auf, dass sich die Konsensbildung im Bereich der Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie durch eine Dynamik auszeichnet, in der die Stabilität 
und die Fragilität der Konsense sehr eng ineinander verwoben sind. Dies betrifft sowohl das 
Gesamtensemble der Konsenstypen als auch die einzelnen Konsense. Sowohl zwischen 
den verschiedenen Konsenstypen als auch innerhalb derselben gibt es stabilisierende und 
destabilisierende Momente, die zu einer Festigung oder zu einem Auseinanderbrechen der 
Konsense führen können. 
Das Ensemble der Konsenstypen 
Was zunächst das Gesamtensemble der Konsenstypen betrifft, so ist unschwer erkennbar, 
dass es außergewöhnlich breit gefächert ist. Angefangen von den „grünen“ über die 
„schwarz/grünen“ und die „Brücken“-Konsense bis hin zu den „pseudogrünen“ und den 
„Eingliederungs“-Konsensen wird von den Konsensagenturen der Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie die volle Bandbreite möglicher Konsensangebote unterbreitet. Anhän-
ger und Befürworter dieser Technologie können sich unter den unterschiedlichsten Konsens-
flaggen sammeln. Die Angebotspalette reicht von grün-fundamentalen Positionen bis hin zu 
den Lobbyinteressen der Öl- und Kohleindustrie. Selbst wenn einzelne Konsensangebote 
nicht wahrgenommen werden oder auseinanderbrechen, verbleiben den Protagonisten und 
Akteuren der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie immer noch genügend program-
matische Plattformen zur Weiterentwicklung dieser Technologie. 
Diese sehr breit gefächerte und ausdifferenzierte Konsenspalette bietet zudem diverse 
Übergangswege von einem Konsens zum anderen beziehungsweise Möglichkeiten für die 
Herausbildung neuer „Misch“-Konsense. Sehr deutlich wird dies bei den „schwarz/grünen“ 
und den „Brücken“-Konsensen, bei denen es eine Vielzahl von Berührungspunkten gibt, um 
solche Übergänge und Mischformen zu entwickeln. Denkbar wäre beispielsweise einen 
„schwarz/grünen“ Konsens schrittweise in einen Brückenkonsens zu verwandeln. Diese 
Übergangsmöglichkeiten erleichtern es, nicht mehr tragbare Konsense aufzugeben, ohne 
gleich die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie insgesamt aufzugeben. Hinzu 
kommt, dass die einzelnen Konsense des Ensembles zumeist nicht trennscharf ausformuliert 
sind, sondern mehr oder weniger große Grauzonen haben, die sie zu anderen Konsensen 
öffnen. So muss sich beispielsweise ein „grüner“ Konsens, wenn er nicht völlig auf Realitäts-
nähe und Praktikabilität verzichtet, in Richtung auf einen „Brücken“-Konsens öffnen. Und 
dieser wiederum muss Grundpositionen des „grünen“ Konsenses programmatisch fest-
schreiben, wenn er nicht an Glaubwürdigkeit verlieren und in einen „schwarz/grünen“ Kon-
sens abgleiten will. 
Beides, die Breite und Ausdifferenzierung des Konsensensembles und die Überlappun-
gen und Übergangschancen zwischen den einzelnen Konsensen verleihen dem Ensemble 
eine Flexibilität und Stabilität, die es den Konsensagenturen gestatten, schnell auf unerwar-
tete interne und/oder externe Probleme zu reagieren. Ein instruktives Beispiel dafür ist der 
überraschende Hype der Batterie-Elektrofahrzeuge, der den Zukunftsanspruch der Wasser-
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stoff- und Brennstoffzellenantriebe teilweise oder gar gänzlich in Frage zu stellen droht und 
diese Technologie von der Überholspur in die Sackgasse zu drängen scheint. Die Flexibilität 
und Stabilität des Konsensensembles im Allgemeinen und die Eingliederungskonsense im 
Besonderen, gestatten es Konsensagenturen wie der NOW, auf solche Herausforderungen 
offensiv zu reagieren. 
Die Flexibilität und Stabilität des Konsensensembles besitzt jedoch auch eine Kehrseite, 
denn sie führt zu einer unübersehbaren Fragilität dieses Ensembles. Sowohl die Breite als 
auch die Übergangsmöglichkeiten und Wechselchancen des Konsensensembles verführen 
die Konsensagenturen zu einem gewissen konsensuellen Opportunismus. Das heißt, die 
Konsense werden operativ der jeweiligen internen und externen Problemlage angepasst, um 
die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie maximal zu fördern und bestehende Hin-
dernisse aus dem Weg zu räumen oder zu umschiffen. Dies hat zweierlei Effekte: Zum einen 
werden einmal erarbeitete Konsense unter der Hand aufgeweicht und verwässert und damit 
zunehmend interpretationsoffen. Eine solche Tendenz ist zum Beispiel auf europäischer 
Ebene bei der Entwicklung von der HLG über die HFG bis zur FCH JU im Hinblick auf den 
Stellenwert der regenerativen Energieerzeugung erkennbar. Zum anderen werden grundle-
gende Positionen, wie beispielsweise das Umweltversprechen oder das Effizienzverspre-
chen der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie von den Konsensagenturen nur bis 
zu einem gewissen Grad ausgearbeitet und dann nicht mehr hinreichend vertieft und aktuali-
siert (Marz/Krstacic-Galic 2010a: 27-30). Beides, die Konsensaufweichung und die stagnie-
rende Konsensvertiefung liefern der Herausbildung von „Gegen“-Konsensen, und zwar von 
fundamentalen „Gegen“-Konsensen, Vorschub. Solche Konsense stellen, wie oben gezeigt, 
nicht nur diesen oder jenen Aspekt oder diesen oder jenen Konsens der Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie in Frage, sondern die Technologie und ihre Weiterentwicklung 
insgesamt. Damit wird das gesamte Konsensensemble fragil. 
Einzelne Konsenstypen 
Die janusköpfige Verschränkung von Stabilität und Fragilität findet sich nicht nur im Kon-
sensensemble insgesamt, sondern auch in den einzelnen Konsenstypen. Hier jedoch ist die-
se Verschränkung bei jedem Konsens anders gelagert. 
Der „grüne“ Konsens bezieht seine Stabilität aus seiner fundamentalen Struktur, also der 
kompromisslosen Orientierung auf hundertprozentig regenerative Energietechnologien. Ge-
nau dies macht ihn aber auch fragil, denn er lässt sich so nicht sofort praktisch umsetzen, 
wodurch er zwar als langfristiges strategisches Ziel, nicht jedoch als operatives Arbeitspro-
gramm fungieren kann. Diese mangelnde Bodenhaftung birgt die latente Gefahr in sich, dass 
dieser Konsens als ein utopisches „Sekten“-Projekt wahrgenommen und behandelt wird. 
Der „schwarz/grüne“ Konsens gewinnt seine Stabilität genau aus dem Defizit des „grü-
nen“ Konsens: Durch die Koexistenz von fossilen und regenerativen Produktionspfaden be-
sitzt er eine große Bodenhaftung und ist sofort praktisch umsetzbar. Aber eben diese Koexis-
tenz macht diesen Konsens auch fragil. Das bloße Nebeneinanderbestehen beider Produkti-
onspfade und ihre fehlende systematische Verzahnung kann auf die Dauer leicht dazu füh-
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ren, dass dieser Konsens seine programmatische Orientierung verliert und in seine zwei 
Grundbestandteile, den „schwarzen“ und den „grünen“ Konsens auseinander bricht. 
Im „Brücken“-Konsens sind die Schwachstellen des „grünen“ und des „schwarz/ grünen“ 
Konsenses überwunden. Er ist praktikabel, weil er nicht nur regenerative sondern auch fossi-
le Produktionspfade zulässt. Und er ist programmatisch, weil er diese Pfade miteinander 
verzahnt, und zwar so, dass regenerative Technologien systematisch ausgebaut und fossile 
Technologien stetig reduziert werden. Die Fragilität dieses Konsenses erwächst genau aus 
dieser Verzahnungsleistung. Die Verbindung von regenerativen und fossilen Technologien 
muss immer wieder neu erkämpft, ausbalanciert und stabilisiert werden, was hohe Repro-
duktionskosten mit sich bringt. Dennoch scheint der „Brücken“-Konsens das größte Potenzial 
zu haben, den Übergang von fossilen zu regenerativen Energietechnologien auf eine ebenso 
konsequente wie praktikable Art und Weise zu bewältigen. Soweit zu sehen, werden in kei-
nem anderen Konsens die strategischen Langfristvisionen, und die jeweiligen spezifischen 
Ausgangs- und Rahmenbedingungen zu deren Realisierung, so eng und wechselseitig auf-
einander bezogen, dass sie sich gegenseitig stützen und vorantreiben können. 
Im „pseudogrünen“ Konsens werden die Reproduktionskosten des „Brücken“-Konsenses 
gegen Null gefahren. Da dieser Konsens die schwarzen Nebenkosten von Produktionspfa-
den (Stichwort Atommüll und CO2-Sequestrierung) via unterirdische Lager in die Zukunft 
verschiebt, werden die aktuellen Energieketten und -bilanzen vergrünt. Dies kann jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass dieser Konsens nicht nachhaltig ist. Der grüne Persil-
schein geht zu Lasten zukünftiger Generationen und es gibt viele gute Gründe gegen ein 
solches Umlageverfahren zu votieren. Je mehr die Legitimität dieses Verfahrens in Frage 
gestellt wird, desto fragiler wird der Konsens. 
Der „Eingliederungs“-Konsens ist explizit auf Stabilisierung fokussiert. Er stellt ein ideales 
Verfahren dar, um potenzielle Konkurrenztechnologien zu entschärfen und möglichen „Ge-
gen“-Konsensen ihre Grundlage zu entziehen. Dennoch ist auch dieser Konsens hochgradig 
fragil. Zum einen besteht die Tendenz, die eingegliederte Technologie eher zu isolieren als 
zu integrieren. Für Protagonisten und Aktivisten der Wasserstoff- und Brennstoffzellenantrie-
be bleiben Batterieantriebe immer zweite Wahl. Zum anderen verlangt eine tatsächliche In-
tegration einer neuen Technologie den grundlegenden Umbau bestehender Konsense. Die 
Suche nach marktlichen, forschungsprogrammatischen oder sogar technischen Integrati-
onsmöglichkeiten von Brennstoffzellen- und Batterieantrieben erfordert neue Konsense und 
stellt bisherige in Frage. 
8. Bilanz 
Gegenwärtig vollzieht sich ein energietechnologischer Paradigmenwechsel. Nach dem 
Übergang von der Holz- zur Kohletechnologie, und von der Kohle- zur Öl- und Gastechnolo-
gie, vollzieht sich nun der Wechsel von den fossilen zu regenerativen Energiequellen. Dieser 
große Paradigmenwechsel stellt die Politik nicht nur vor eine Vielzahl neuer Probleme und 
Herausforderungen, sondern bietet ihr auch eine ganze Reihe von Chancen. Eine dieser 
Chancen besteht darin, festgefahrene energiepolitische Dissense aufzulösen, indem über die 
Entwicklung und Nutzung neuer Energietechnologien auch neue energiepolitische Konsense 
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gesucht und erarbeitet werden. In der vorliegenden Arbeit wurde untersucht, welche Kon-
senschancen sich aus einer der Schlüsseltechnologien des energietechnologischen Para-
digmenwechsels, und zwar der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie, ergeben. Das 
Fazit dieser Analyse wird im Folgenden in zwei Schritten gezogen: In einem ersten Schritt 
werden zunächst die Hauptergebnisse der Untersuchung in komprimierter Form bilanziert. 
Ausgehend davon wird dann in einem zweiten Schritt eine stichpunktartige Agenda für wei-
terführende Analysen der neuen Konsense im Allgemeinen und der Konsensagenturen im 
Besonderen skizziert. 
Fazit 
Die Energiepolitik ist eines der umkämpftesten Politikfelder. Dies gilt auch und gerade für die 
Europäische Union. Während sich in anderen Politikfeldern wie beispielsweise in der Asyl- 
und Migrationspolitik oder im Justizwesen und bei der Sicherheitspolitik bereits Konturen 
einer gemeinsamen europäischen Politik abzeichnen, steht eine gemeinsame EU-
Energiepolitik noch am Anfang. Die Europäische Kommission bemüht sich zwar seit gerau-
mer Zeit um eine gemeinsame europäische Energiepolitik, aber dies erweist sich als sehr 
schwierig, denn sowohl die Interessen der EU- Mitgliedsstaaten als auch die der großen na-
tionalen und transnationalen Energieunternehmen divergieren in diesem Bereich erheblich. 
Diese über Jahrzehnte gewachsenen und verfestigten energiepolitischen Differenzen er-
weisen sich als ausgesprochen resistent gegenüber Reformbemühungen. Damit ergibt sich 
ein Dilemma: Auf der einen Seite ist die Entwicklung einer gemeinsamen Energiepolitik 
zwingend notwendig, weil sie zu den Fundamenten einer europäischen Wirtschafts- und Ge-
sellschaftspolitik gehört. Auf der anderen Seite sind die energiepolitischen Differenzen so 
groß und manifest, dass entsprechende Europäisierungsversuche immer wieder stecken-
bleiben. Eine Möglichkeit diesem Dilemma zu entrinnen besteht darin, neue Konsenschan-
cen jenseits der alten energiepolitischen Strukturen zu entwickeln und zu nutzen. 
Dafür eröffnen der energietechnologische Paradigmenwechsel im Allgemeinen und die 
Entwicklung und Nutzung neuer Energietechnologien im Besonderen eine Reihe von Mög-
lichkeiten. Dabei spielt die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie eine besondere 
Rolle, denn da sie sowohl als Ziel- als auch als Brückentechnologie interpretiert werden 
kann, stellt sie eine Art konsensuale Idealtechnologie dar. 
Insofern sie die Potenziale besitzt, regenerative Energie über eine CO2-freie Energiekette 
bereitzustellen, handelt es sich um eine Zieltechnologie. Da aber beispielsweise Wasserstoff 
auch über verschiedene nicht CO2-freie Energieketten, im Extremfall über rein fossile Ketten 
hergestellt werden kann, stellt sie auch eine Brückentechnologie von der gegenwärtigen fos-
silen in die zukünftige nichtfossile Energiewelt dar. In dieser Doppelfunktion von Ziel- und 
Brückentechnologie bietet sich die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie als ebenso 
ideale wie praktikable Kompromisstechnologie zwischen „schwarzer“ und „grüner“ Energie-
erzeugung an. Beobachtet man energietechnologische Konsensbildungen in den USA, der 
Europäischen Union und in Deutschland, die sich auf die Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie beziehen, dann werden dabei spezifische Konsenspfade, Konsensagenturen 
und Konsenstypen erkennbar. 
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Stark vereinfacht kristallisieren sich zunächst zwei idealtypische Konsenspfade heraus, 
und zwar ein Top-Down-Pfad, der vor allem in den USA und der Europäischen Union be-
schritten und ein Bottom-Up-Weg, der in Deutschland eingeschlagen wurde. Auf beiden 
Konsenspfaden spielen Konsensagenturen eine zentrale Rolle. Ihre Aufgabe besteht darin, 
tragfähige Konsense in Hinblick auf die Entwicklung und die gesellschaftliche Nutzung der 
Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie herzustellen und zu stabilisieren. Dabei geht 
es vor allem darum, Konsense zwischen den Hauptakteuren dieser Technologie zu entwi-
ckeln, zum Beispiel zwischen Vertretern der „schwarzen“ und der „grünen“ Wasserstoffwirt-
schaft oder zwischen Experten die den Brennstoffzellenantrieben und solchen, die dem 
Wasserstoffverbrennungsmotor den Vorrang einräumen. Konsensagenturen können sehr 
unterschiedliche formale Strukturen haben und unter sehr verschiedenen Namen firmieren, 
zum Beispiel als Amt, Gremium, Kommission, Büro, Geschäftsstelle, Vertretung, Behörde, 
Abteilung, Arbeitskreis, Partnerschaft, Bündnis oder direkt als Agentur. 
Sowohl in den Diskussionen und Programmdokumenten der Konsensagenturen als auch 
in den kontroversen Debatten über diese Diskussionen und Dokumente werden mindestens 
sechs unterschiedliche Konsenstypen erkennbar, die sich schlagwortartig vereinfacht als 
„grüne“, „schwarz/grüne“, „pseudogrüne“, „Brücken“-, „Eingliederungs“- und „Gegen“-Kon-
sense bezeichnen lassen. Bei einer Untersuchung dieser unterschiedlichen Konsenstypen 
und deren Verhältnis zueinander fällt auf, dass sich die Konsensbildung im Bereich der Was-
serstoff- und Brennstoffzellentechnologie durch eine Dynamik auszeichnet, in der die Stabili-
tät und die Fragilität der Konsense sehr eng ineinander verwoben sind. Dies betrifft sowohl 
das Gesamtensemble der Konsenstypen als auch die einzelnen Konsense. Sowohl zwischen 
den verschiedenen Konsenstypen, als auch innerhalb derselben, gibt es stabilisierende und 
destabilisierende Momente, die zu einer Festigung oder zu einem Auseinanderbrechen der 
Konsense führen können. Resümiert man diese stabilisierenden und destabilisierenden Mo-
mente, dann spricht vieles dafür, dass im Bereich der Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie die „Brücken“-Konsense das größte Potenzial besitzen, strategische Zielstellun-
gen und operative Möglichkeiten ebenso dauerhaft wie praktikabel miteinander zu verbinden. 
Zwar muss diese Verbindung immer wieder neu ausgehandelt und stabilisiert werden, was 
hohe Reproduktionskosten mit sich bringt, doch scheint langfristig nur dieser permanente 
Ausbalancierungsprozess die Chance zu bieten, den Übergang von fossilen zu regenerati-
ven Energietechnologien zu bewältigen. Kein anderer Konsens bietet so große Möglichkei-
ten, die gegensätzlichen Interessen der fossilen und der regenerativen Energie-Community 
produktiv miteinander zu verzahnen und immer wieder unter einem gemeinsamen Dach zu 
vereinen. 
Vor diesem Hintergrund sind die energiepolitischen Konsenschancen, die sich aus dem 
energietechnologischen Paradigmenwechsel im Allgemeinen und der Entwicklung der Was-
serstoff- und Brennstoffzellentechnologie, speziell im Bereich der Automobilität, im Besonde-
ren ergeben, weder zu über- noch zu unterschätzen. Sie dürfen nicht überschätzt werden, 
weil es sich lediglich um Chancen handelt, die genutzt, aber natürlich auch vertan werden 
können. Sie bieten zwar die Möglichkeit, aus jahrzehntelangen energiepolitischen Graben-
kämpfen und Stellungskriegen heraus zu kommen, erzwingen oder garantieren dies jedoch 
nicht. Konsenschancen können kollektiven Konsenswillen und gemeinsame Konsenssuche 
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unterstützen, nicht aber ersetzen. Weder die Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie 
noch andere Technologien sind „Konsens-Maschinen“, deren Entwicklung und Anwendung 
automatisch bestehende Dissense aufbricht und neue energiepolitische Konsense schafft. 
Die Konsenschancen dürfen nicht unterschätzt werden, weil angesichts der festgefahrenen 
energiepolitischen Dissense jede Möglichkeit, diese zu lockern und zu überwinden, ernsthaft 
geprüft und genutzt werden sollte. Das hier diskutierte Beispiel der Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie zeigt, dass deren Konsensagenturen neue Akteurskonstellationen 
schaffen, aus denen heraus sich traditionelle Frontstellungen überwinden und neue Bünd-
nisse schließen lassen. 
Agenda 
Bei der weiteren Untersuchung von energiepolitischen Konsensagenturen und Konsenstypen 
stehen insbesondere folgende fünf Schwerpunkte im Zentrum der Arbeit: 
1. Die vergleichende Untersuchung von Konsensbildungsprozessen im Bereich der 
Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie in anderen Ländern. Hierzu gehören 
insbesondere Japan und Kanada, die in der Entwicklung und Nutzung der Brennstoff-
zellentechnologie weltweit zu den führenden Staaten gehören. 
2. Die Untersuchung von Konsenspfaden, Konsensagenturen und Konsenstypen bei 
der Entwicklung und Nutzung anderer neuer Energietechnologien. Dazu zählen vor 
allem die regenerativen Technologien, wie beispielsweise die Solar-, Wind- und Geo-
thermie-Technologien sowie die Batterietechnologie, insbesondere deren Nutzung im 
Verkehrssektor. 
3. Die Untersuchung von Konsensbildungen bei der Entwicklung und Nutzung neuer 
Energietechnologien in anderen europäischen Ländern. Dazu gehören vor allem 
Skandinavien, Frankreich und Osteuropa, die aus sehr unterschiedlichen Gründen 
eine Schlüsselrolle bei der Formierung einer gemeinsamen europäischen Energiepo-
litik spielen können. 
4. Die Analyse von Chancen, die sich aus Konsensbildungen im Bereich der neuen 
Energietechnologien für die Formierung einer gemeinsamen europäischen Energie-
politik ergeben. Dies setzt zweierlei voraus: Erstens eine vergleichende Untersu-
chung länder- und technologiespezifischer Konsensbildungsprozesse. Zweitens eine 
Analyse der wichtigsten energiepolitischen Dissense im Hinblick auf fossile und rege-
nerative Energietechnologien in der Europäischen Union. 
5. Die Untersuchung des Zusammenhangs von Konsenspfaden und Konsensagenturen. 
Die vorliegende Arbeit wirft die Frage auf, ob und wenn ja, welche Beziehungen es 
zwischen bestimmten Konsenspfaden und bestimmten Typen von Konsensagenturen 
gibt. Dies wäre in empirisch vergleichenden Analysen zu klären. 
 
Eine Bearbeitung dieser Agenda ermöglicht und erfordert nicht nur eine internationale, inter-
disziplinäre und interinstitutionelle Kooperation, sondern bietet darüber hinaus die Chance, 
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die Zusammenarbeit zwischen Konsenspraktikern und Konsenstheoretikern zu vertiefen und 
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